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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 25. September 1959 

6 — 71100 — 2681/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes über die Abwicklung 
des Reichsnährstands und seiner Zusammen- 
schlüsse 

{Reichsnährstands-Abwicklungsgesetz) 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 204. Sitzung am 17. April 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zum Gesetzent- 
wurf nach Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 

Auf die durch die zwischenzeitliche Gesetzgebung bedingte 
Notwendigkeit der Streichung des § 26 und einer Änderung 
des § 6 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a des Gesetzentwurfs wird der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten bei 
den Beratungen im federführenden Bundestagsausschuß hin- 
weisen. 

Für die aus der Durchführung des Gesetzes entstehenden 
Kosten werden Haushaltsmittel des Bundes, der Länder und 
der Gemeinden nicht in Anspruch genommen. Die persönlichen 
und sächlichen Kosten der derzeitigen Treuhandverwaltung 
belaufen sich auf rd. 315 000 DM jährlich, die aus den laufen- 
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den Einnahmen gedeckt werden. Diese Kosten werden voraus- 
sichtlich in gleicher Höhe auch für die Durchführung der Ab- 
wicklung anzusetzen sein. Diese Kosten sowie die Beträge, die 
zur Erfüllung der Ansprüche gegen den Reichsnährstand und 
die Zusammenschlüsse erforderlich sind, fallen dem Abwick- 
lungsvermögen zur Last. Die Höhe der Ansprüche gegen den 
Reichsnährstand und seine Zusammenschlüsse läßt sich erst 
nach dem Ablauf der in dem Gesetzentwurf enthaltenen An- 
meldefrist feststellen. Es kann jedoch mit Sicherheit davon 
ausgegangen werden, daß das Abwicklungsvermögen zur Be- 
friedigung sowohl der Kosten der Abwicklung als auch der 
Ansprüche ausreicht. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Abwicklung des Reichsnährstands und seiner 
Zusammenschlüsse (Reichsnährstands-Abwicklungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 
§ 1 

Der Reichsnährstand sowie die auf Grund des 
§ 3 des Gesetzes über den vorläufigen Aufbau des 
Reichsnährstandes und Maßnahmen zur Markt- und 
Preisregelung für landwirtschaftliche Erzeugnisse 
vom 13. September 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 626) 
errichteten Zusammenschlüsse mit Sitz im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes (Zusammenschlüsse), ins- 
besondere die in der Anlage genannten Hauptver- 
einigungen und deren Wirtschaftsverbände, sind auf- 
gelöst. Sie werden nach diesem Gesetz abgewickelt. 
Bis zur Beendigung der Abwicklung gelten sie als 
fortbestehend, soweit der Zweck der Abwicklung es 
erfordert. 

§ 2 

(1) Der Reichsnährstand und die Zusammen- 
schlüsse werden von einem gemeinsamen Abwickler 
unter Aufsicht und nach Weisung des Bundesmini- 
sters für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(Bundesminister) abgewickelt. 

(2) Der Bundesminister bestellt den Abwickler 
und beruft ihn ab. Er bestimmt den Ort, von dem 
aus der Abwickler seine Tätigkeit ausübt (Sitz des 
Abwicklers). 

(3) Der Abwickler bestellt mit Zustimmung des 
Bundesministers für einen beschränkten Aufgaben- 
bereich 

1. Beauftragte für die in einzelnen oder meh- 
reren Ländern mit Ausnahme des Landes 
Berlin belegenen Vermögensteile des 
Reichsnährstands; 

2. einen Beauftragten für die Vermögen der 
Zusammenschlüsse mit Ausnahme ihrer 
im Land Berlin und außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes belegenen 
Vermögensteile; 

3. einen Beauftragten für die im Land Berlin 
und außerhalb des Geltungsbereichs die- 
ses Gesetzes belegenen Vermögensteile 
des Reichsnährstands und der Zusammen- 
schlüsse. 


Der Bundesminister soll seine Zustimmung zu der 
Bestellung der in Nummer 1 und 3 genannten Beauf- 
tragten nur im Benehmen mit der zuständigen Lan- 
desbehörde, im Falle der Nummer 3 des Landes 
' Berlin, erteilen. Der Abwickler bestimmt den Ort, 
von dem aus der Beauftragte seine Tätigkeit aus- 
übt (Sitz des Beauftragten). Er kann die Beauftrag- 
ten jederzeit abberufen. 

(4) Die Bestellung und Abberufung des Abwick- 
lers und der in Absatz 3 genannten Beauftragten 
sowie ihr Sitz werden im Bundesanzeiger bekannt- 
gemacht. 

(5) Der Abwickler und die Beauftragten erhalten 
eine durch den Bundesminister festzusetzende Auf- 
wandsentschädigung und für Dienstreisen Reise- 

1 kostenvergütung der Reisekostenstufe Ib nach den 
j Vorschriften über die Reisekostenvergütung der 
j Bundesbeamten. 

I (6) Der Reichsnährstand und die Zusammen- 
I Schlüsse unterliegen der Rechnungsprüfung durch 
! den Bundesrechnungshof gemäß § 88 Abs. 3 der 
I Reichshaushaltsordnimg. 

j 

' § 3 

I ^ (1) Der Abwickler hat die laufenden Geschäfte zu 
! beenden, die Forderungen einzuziehen sowie nach 
' den folgenden Vorschriften das übrige Vermögen 
' in Geld umzusetzen und die Gläubiger zu befriedi- 
I gen; zur Beendigung schwebender Geschäfte kann 
I er auch neue eingehen. Er hat die Vermögen ord- 
j nungsgemäß zu verwalten. 

(2) Der Abwickler vertritt den Reichsnährstand 
und die Zusammenschlüsse gerichtlich und außer- 
gerichtlich. Die Beauftragten (§ 2 Abs. 3) sind im 

■ Rahmen ihrer Vollmacht vertretungsberechtigt. So- 

■ weit der Abwickler verschiedene Rechtsträger ver- 
tritt, ist er von der Beschränkung des § 181 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs befreit. 

(3) Der allgemeine Gerichtsstand des Reichsnähr- 
stands und der Zusammenschlüsse wird durch den 
Sitz des Abwicklers bestimmt. Für Klagen wegen 
eines Anspruchs, der nach § 9 anzumelden ist und 
bei einem Beauftragten angemeldet werden soll, ist 
auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk dieser 
Beauftragte seinen Sitz hat. Dies gilt entsprechend, 
soweit ein Anspruch nur deshalb nicht angemeldet 
zu werden braucht, weil die Voraussetzungen des 
§ 9 Abs. 3 Nr. 1 vorliegen. 

§ 4 

(1) Natürliche und juristische Personen haben 
Vermögensgegenstände, , die sie besitzen oder inne- 
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haben und die dem Reichsnährstand oder einem der | 
Zusammenschlüsse am oder nach dem 8. Mai 1945 | 
zustanden oder zustehen, innerhalb von sechs Mo- : 
naten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes schrift- ! 
lieh anzuzeigen. Anzuzeigen sind auch die Vermö- 
gensgegenstände, die auf Grund eines dem Reichs- i 
nährstand oder einem der Zusammenschlüsse gehö- , 
T-enden Rechts oder mit deren Mitteln oder als Er- 
satz für die Zerstörung, Beschädigung oder Entzie- ■ 
hung eines dem Reichsnährstand oder einem der | 
Zusammenschlüsse gehörenden Gegenstandes er- | 
worben sind. 

(2) Die Vermögensgegenstände sind dem Abwick- 
ler oder einem Beauftragten (§ 2 Abs. 3) anzuzeigen. 
Sie sollen dem Beauftragten angezeigt werden, des- 
sen Aufgabenbereich sie zuzurechnen sind. 

(3) Wer der Verpflichtung nach Absatz 1 und 
Absatz 2 Satz 1 nicht oder nicht rechtzeitig nach- 
kommt, haftet für den daraus entstehenden Scha- 
den. Die Haftung entfällt, wenn die Anzeige ohne 
Verschulden unterblieben ist und unverzüglich 
nachgeholt wird. 

(4) Einer Anzeige nach Absatz 1 bedarf es nicht, 

1. soweit Vermögensgegenstände bei einem 

der auf Grund des Gesetzes über die Auf- 
lösung des Reichsnährstandes im Ver- 
einigten Wirtschaftsgebiet vom 21. Januar 
1948 — Reichsnährstands- Auflösungs- 

gesetz — (WiGBl. S. 21) bestellten Treu- 
händer schriftlich angezeigt worden sind 
oder 

2. wenn der Besitz an dem Vermögensgegen- 
stand von einem der in Nummer 1 ge- 
nannten Treuhänder übertragen worden 
ist. 

§ 5 

Ansprüche gegen den Reichsnährstand und die 
Zusammenschlüsse können nur nach diesem Gesetz 
geltend gemacht werden. 

§ 6 

(1) Ansprüche können nur geltend gemacht wer- 
den, wenn sie am 31. Dezember 1955 oder, falls sie 
später entstanden sind oder entstehen, im Zeitpunkt 
ihrer Entstehung zugestanden haben oder zustehen 

1. natürlichen Personen, die am 31. Dezem- 
ber 1955 ihren Wohnsitz oder ständigen 
Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes oder in einem Staate hatten, der 
die Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land vor dem 1. April 1956 anerkannt hat; 

2. natürlichen Personen, die am 31. Dezem- 
ber 1955 Angehörige eines Gläubigerstaa- 
tes waren, dem gegenüber das Abkom- 
men vom 27. Februar 1953 über deutsche 
Auslandsschulden (Bundesgesetzbl. II 
S. 331) bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
wirksam ist; 

3. natürlichen Personen, die nach dem 31. De- 
zember 1955 bis spätestens drei Jahre 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ihren 


Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt irn 
Geltungsbereich dieses Gesetzes genom- 
men haben oder nehmen, sofern sie 

a) anerkannte Vertriebene nach § 1 des 
Bundesvertriebenengesetzes sind und 
nicht mehr als sechs Monate vorher 
die zur Zeit unter fremder Verwaltung 
stehenden deutschen Ostgebiete oder 
das Gebiet desjenigen Staates, aus 
dem sie vertrieben oder ausgesiedelt 
worden sind, verlassen haben; dabei 
werden die Zeiten nicht mitgerechnet, 
in denen ein Vertriebener nach Ver- 
lassen eines der in § 1 Abs. 2 Nr. 3 des 
Bundesvertriebenengesetzes bezeich- 
neten Staaten, aus dem er vertrieben 
oder ausgesiedelt worden ist, in einem 
anderen der dort bezeichneten Staaten 
sich aufgehalten hat, oder 

b) Heimkehrer im Sinne des Heimkehrer- 
gesetzes sind oder 

c) anerkannte Sowjetzonenflüchtlinge 
nach § 3 des Bundesvertriebenengeset- 
zes sind oder 

d) im Wege der Familienzusammenführung 
zu denEhegatten oder als Minderjährige 
zu ihren Eltern oder als hilfsbedürftige 
Elternteile zu ihren Kindern zugezogen 
sind, vorausgesetzt, daß der nachträg- 
lich Zugezogene mit einer Person zu- 
sammengeführt wird, die schon am 
31. Dezember 1955 im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes den Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt hatte oder unter 
Buchstaben a, b oder c fällt; dabei sind 
im Verhältnis zwischen Eltern und 
Kindern auch Schwiegerkinder zu be- 
rücksichtigen, wenn das einzige oder 
letzte Kind verstorben oder verschol- 
len ist; 

4. juristischen Personen, die am 31. Dezem- 
ber 1955 ihren Sitz oder den Ort ihrer 
Geschäftsleitung im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes oder in einem Staat hatten, 
der die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland vor dem 1, April 1956 an- 
erkannt hat; ein Sitz in Berlin gilt als Sitz 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes nur 
dann, wenn sich die Geschäftsleitung am 
31. Dezember 1955 im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes befunden hat; 

5. Gläubigerstaaten, denen gegenüber das 
Abkommen vom 27. Februar 1953 über 
deutsche Auslandsschulden im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes wirk- 
sam ist. 

(2) Ansprüche, die einer ehelichen Gütergemein- 
schaft oder Erbengemeinschaft zustehen, können 
auch dann geltend gemacht werden, wenn die Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 in der Person nur 
eines Mitberechtigten gegeben sind. 

(3) Ansprüche, die einer sonstigen Gemeinschaft 
zur gesamten Hand zustehen, können nur geltend 
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gemacht werden, wenn die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 in der Person aller Mitberechtigten ge- 
geben sind oder wenn die Gemeinschaft zur gesam- 
ten Hand am 31. Dezember 1955 ihren Sitz oder den 
Ort ihrer Geschäftsleitung im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes hatte. Nach ausländischem Recht er- 
richtete vergleichbare Personenvereinigungen kön- 
nen Ansprüche nur geltend machen, wenn sie am 
31. Dezember 1955 ihren Sitz oder den Ort der 
Geschäftsleitung in einem der in Absatz 1 Nr. 5 
bezeichneten Gebiete hatten; im übrigen gilt für 
diese Gesellschaften Satz 1 entsprechend. 

(4) Ansprüche auf Zahlung von Renten aus pri- 
vatrechtlichen Versorgungsverträgen oder von Ren- 
ten, die auf einer Verletzung des Lebens, des Kör- 
pers oder der Gesundheit beruhen, können auch 
geltend gemacht werden, wenn die Berechtigten 
erst nach Ablauf von drei Jahren nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes itiren Wohnsitz oder ständigen Auf- 
enthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes nehmen, 
sofern bei ihnen die in Absatz 1 Nr. 3 Buchstaben a, 
b, c oder d bezeichneten Voraussetzungen vor- 
liegen. 

§ 7 

(1) Den Beschränkungen des § 6 unterliegt nicht 
die Geltendmachung von 

1. Ansprüchen, die begründet worden sind 

oder werden durch 

a) den auf Grund des Reichsnährstands- 
Auflösungsgesetzes bestellten Haupt- 
treuhänder und seinen Sonderbeauf- 
tragten für die Abwicklung der Haupt- 
vereinigungen, 

b) die auf Grund des Reichsnährstands- 
Auflösungsgesetzes bestellten Landes- 
treuhänder, 

c) den auf Grund des Landesgesetzes des 
Landes Rheinland-Pfalz über die Auf- 
lösung des Reichsnährstandes und zur 
Überleitung von Aufgaben und Befug- 
nissen auf den Gebieten der Ernäh- 
rungswirtschaft vom 15. Juli 1949 
(Gesetz- und Verordnungsblatt Rhein- 
land-Pfalz I S. 280) bestellten Treu- 
händer, 

d) den von der Abwicklungsstelle des 
Finanzministeriums des früheren Landes 
Württemberg-Hohenzollern, Abteilung 
Vermögenskontrolle, auf Grund des 
Militärregierungsgesetzes Nr. 52 be- 
stellten Verwalter des Reichsnähr- 
standsvermögens, 

e) den auf Grund der Verwaltungsverein- 
barung zwischen dem Bundesminister 
und dem Land Berlin vom 18. Juni 1953 
bestellten Leiter der Vermögensver- 
waltung des Reichsnährstands, der 
Reichsstellen und der Hauptvereini- 
gungen, 

f) den Abwickler oder die Beauftragten; 

2. im Grundbuch eingetragenen Rechten an 

Grundstücken oder grundstücksgleichen 


Rechten, die im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes belegen sind; 

3. Forderungen, soweit zu ihrer Sicherung 
ein im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
belegenes Grundstück oder grundstücks- 
gleiches Recht belastet ist; 

4. dinglichen Ansprüchen auf Herausgabe 
von beweglichen Sachen. 

(2) § 6 steht einer Aufrechnung nicht entgegen, 

wenn der Gläubiger den zur Aufrechnung gestellten 
Anspruch vor dem 1. Januar 1956 erworben hat. 

§ 8 

(1) Folgende Ansprüche können nicht geltend 
gemacht werden: 

1. Ansprüche aus Dienstverhältnissen, so- 
weit es sich nicht um Ansprüche auf Zah- 
lung von Renten aus privatrechtlichen 
Versorgungsverträgen für die Zeit vom 
1. April 1950 ab oder um Ansprüche auf 
angemessene Vergütung für nach dem 
8. Mai 1945 geleistete Dienste handelt; 
die Vorschriften des Gesetzes zur Rege- 
lung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen in der Fassung vom 11. Septem- 
ber 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1296) blei- 
ben unberührt; 

2. Ansprüche auf Zahlung von Renten, die 
auf einer Verletzung des Lebens, des 
Körpers oder der Gesundheit beruhen, 
für die Zeit vor dem 1. April 1950; 

3. Ansprüche auf Zahlung von Ausgleichs-, 
Stützungs- und sonstigen Beträgen, für 
deren Zahlung dem Reichsnährstand oder 
den Zusammenschlüssen Reichsmittel zur 
Verfügung zu stellen waren; 

4. Ansprüche auf Entschädigung, die aus der 
Einschränkung oder Stillegung von Betrie- 
ben oder aus ähnlichen wirtschaftlichen 
Nachteilen hergeleitet werden, die auf 
Grund von hoheitlichen Maßnahmen des 
.Reichsnährstands oder der Zusammen- 
schlüsse entstanden sind; dies gilt nicht, 
wenn die Entschädigung schriftlich durch 
zuständige Stellen des Reichsnährstands 
oder der Zusammenschlüsse unanfechtbar 
festgesetzt oder dem Grunde nach zu- 
erkannt ist; 

5. Ansprüche, die aus Maßnahmen ent- 
standen sind, die der Reichsnährstand 
oder die Zusammenschlüsse zur Beseiti- 
gung eines kriegsbedingten Notstands im 
Rahmen der dem Reich obliegender oder 
vom Reich übertragener Verwaltungsauf- 
gaben getroffen haben; 

6. Ansprüche, die auf Maßnahmen, Hand- 
lungen oder Unterlassungen beruhen, die 
auf eine nach dem 8. Mai 1945 ausgeübte 
Tätigkeit von nicht im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes belegenen Dienststellen 
des Reichsnährstands oder der Zusammen- 
schlüsse zurückzuführen sind; 
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7. Ansprüche auf Zahlung von Zinsen für 
die Zeit nach dem 8. Mai 1945 bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes; dies gilt 
nicht für Zinsen, die für die in § 7 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 genannten Rechte und Forde- 
rungen zu entrichten sind. 

(2) Ansprüche der unter § 6 Abs. 1 Nr. 3 und 
Abs. 4 fallenden Personen auf Zahlung von Renten 
können nur für die Zeit nach dem Ersten des Mo- 
nats geltend gemacht werden, in dem sie unter den 
Voraussetzungen des § 6 Abs. 1 Nr. 3 Buchstaben a, 
b, c oder d ihren Wohnsitz oder ständigen Aufent- 
halt im Geltungsbereich dieses Gesetzes genommen 
haben. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für An- 
sprüche, für die bis zum 31. Dezember 1957 ein 
rechtskräftiges Urteil oder ein anderer nicht nur 
vorläufig vollstreckbarer Titel vorlag. 

§ 9 

(1) Die Ansprüche können nur innerhalb einer 
Ausschlußfrist von einem Jahr durch schriftliche 
Anmeldung geltend gemacht werden. Die Anmelde- 
frist beginnt mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes, 
in den Fällen des § 6 Abs. 1 Nr. 3 jedoch erst mit 
dem Zeitpunkt, in dem nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes der Wohnsitz oder ständige Aufenthalt 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes begründet wor- 
den ist. 

(2) Die Ansprüche sind bei dem Abwickler oder 
einem Beauftragten (§ 2 Abs. 3) anzumelden. An- 
sprüche gegen den Reichsnährstand sollen bei dem 
nach § 2 Abs. 3 Nr. 1 oder 3 bestellten Beauftragten 
angemeldet werden, in dessen Bereich der An- 
spruchsberechtigte seinen ständigen Aufenthalt oder 
Ort der Geschäftsleitung hat. Ansprüche gegen 
einen der Zusammenschlüsse sollen bei dem nach 
§ 2 Abs. 3 Nr. 2 oder 3 bestellten Beauftragten an- 
gemeldet werden, in dessen Bereich der Anspruchs- 
berechtigte seinen ständigen Aufenthalt oder Ort 
der Geschäftsleitung hat. 

(3) Einer Anmeldung bedarf es nicht 

1. soweit der Abwickler oder die Beauftrag- 
ten eine frühere Anmeldung binnen drei 
Monaten nach Inkrafttreten dieses Geset- 
zes schriftlich bestätigen; 

2. bei den in § 7 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe f 
sowie Nr. 2 und 3 genannten Ansprüchen; 

3. bei den Ansprüchen auf Herausgabe der 
in § 11 Satz 1 bezeichneten Vermögens- 
gegenstände; 

4. bei Ansprüchen des Reichsnährstands oder 
der Zusammenschlüsse. 

§ 10 

Der Abwickler oder der Beauftragte haben die 
angemeldeten Ansprüche zu prüfen. Wird die Erfül- 
lung eines Anspruchs abgelehnt, so kann der An- 
spruch nur innerhalb von drei Monaten und nur 
vor den Gerichten geltend gemacht werden, die 
nach der Natur des Anspruchs zuständig sind. Die 
Frist ist eine Notfrist im Sinne der Zivilprozeßord- 


I nung. Sie beginnt, wenn dem Anmeldenden die 
I Ablehnung des Anspruchs durch eingeschriebenen 
Brief des Abwicklers oder eines Beauftragten be- 
I kanntgegeben und in dieser Mitteilung auf die in 
’ Satz 2 bezeichnete Frist hingewiesen worden ist. 

; Die Frist gilt auch dann als gewahrt, wenn der 
I Anspruch bei einem unzuständigen Gericht geltend 
I gemacht wird. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Abwicklung des Reichsnährstands 

§ 11 

Der Abwickler hat die Vermögensgegenstände, 
die auf Grund des Artikels 135 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes auf juristische Personen des öffentlichen 
Rechts übergegangen sind, an diese herauszugeben. 
Die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über 
Ansprüche aus dem Eigentum finden mit der Maß- 
gabe Anwendung, daß für die Zeit bis zum Inkraft- 
treten des Gesetzes die in §§ 987 bis 992 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs bezeichneten Voraussetzun- 
gen als nicht vorliegend zu erachten sind. Die in 
Satz 1 genannten juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts haben den Reichsnährstand von den 
vor dem 24. Mai 1949 begründeten Verbindlichkei- 
ten freizustellen, für die dingliche Belastungen an 
diesen Vermögensgegenständen bestehen. 


(1) Der Abwickler hat für den Zeitpunkt des In- 
krafttretens des Gesetzes eine Vermögensübersicht 
anzufertigen. 

(2) Der Abwickler erfüllt zunächst die durch ihn 
oder die Beauftragten begründeten Ansprüche sowie 

j Ansprüche auf Zahlung von Renten aus privatrecht- 
I liehen Versorgungsverträgen und von Renten, die 
j auf einer Verletzung des Lebens, des Körpers oder 
der Gesundheit beruhen, soweit sie nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes fällig werden. An die Stelle 
von Rentenforderungen, die bei Beendigung der 
Abwicklung noch nicht fällig sind, treten Ansprü- 
che auf Zahlung des Schätzwerts; für die Ansprüche 
von unter § 6 Abs. 4 fallenden Berechtigten, die 
nicht bis zur Beendigung der Abwicklung ihren 
Wohnsitz oder ihren ständigen Aufenthalt im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes nehmen, hat der Ab- 
wickler Sicherheit zu leisten. 

(3) Der Abwickler hat ein Jahr nach Inkrafttreten 
des Gesetzes eine weitere Vermögensübersicht an- 
zufertigen und anschließend das Barvermögen, so- 
weit es nicht zur Erfüllung der in Absatz 2 bezeich- 
neten Ansprüche benötigt wird, zur Erfüllung der 
sonstigen Ansprüche zu verwenden. Soweit es er- 
forderlich ist, setzt der Abwickler unbeschadet des 
§ 13 Abs. 3 die übrigen Vermögensgegenstände in 
Geld um. 

§ 13 

(1) Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte, 
die auf Grund der §§ 6 und 7 der Ersten Veiord- 
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nung über den vorläufigen Aufbau des Reichsnähr- 
stands vom 8. Dezember 1933 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1060) und auf Grund des § 5 der Dritten Verord- 
nung über den vorläufigen Aufbau des Reichsnähr- 
stands vom 16. Februar 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 100) von Rechtsvorgängern oder eingegliederten 
Einrichtungen auf den Reichsnährstand übergegan- 
gen sind und bei Inkrafttreten dieses Gesetzes die- 
sem noch zustehen, sollen auf Antrag solchen Ein- 
richtungen übertragen werden, die den Rechtsvor- 
gängern oder eingegliederten Einrichtungen nach 
Organisation und Zielsetzung gleichzustellen sind 
und ihren Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
haben. Liegen diese Voraussetzungen bei mehreren 
Antragstellern in ihrer Gesamtheit vor, so sollen 
ihnen die in Satz 1 genannten Vermögensgegen- 
stände gemeinsam übertragen werden. 

(2) Vermögensgegenstände dürfen nach Absatz 1 
nur übertragen werden, wenn die Antragsteller den 
Reichsnährstand von den Verbindlichkeiten frei- 
steilen, für die dingliche Belastungen an diesen 
Vermögensgegenständen bestehen, und sich zum 
Ersatz solcher wesentlichen Wertsteigerungen ver- 
pflichten, die auf Maßnahmen des Reichsnährstands 
oder der in § 7 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten Personen 
zurückzuführen sind. Als Wertsteigerung gilt auch 
die Tilgung von Verbindlichkeiten, für die dingliche 
Belastungen bestanden hatten. 

(3) Soweit das übrige Vermögen des Reichsnähr- 
stands zur Erfüllung seiner Verbindlichkeiten nicht 
ausreicht, sind auch die in Absatz 1 bezeichneten 
Vermögensgegenstände in Geld umzusetzen und 
zur Deckung des Fehlbetrages heranzuziehen. Den 
in Absatz 1 genannten Antragstellern sollen in die- 
sem Fall jedoch die Vermögensgegenstände gegen 
Zahlung des anteilig darauf entfallenden Fehlbetra- 
ges übertragen werden. Lehnt der Antragsteller ab, 
den auf einen Vermögensgegenstand anteilig ent- 
fallenden Fehlbetrag zu zahlen und wird der Ver- 
mögensgegenstand in Geld umgesetzt, so soll dem 
Antragsteller der Betrag übertragen werden, um 
den der Verkaufserlös den auf den Vermögens- 
gegenstand anteilig entfallenden Fehlbetrag über- 
steigt. 

(4) Die Übertragung von Vermögensgegenstän- 
den nach Absatz 1 kann nur innerhalb von sechs 
Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bei dem Abwickler schriftlidi beantragt werden. 

(5) Rechtsgeschäfte und Verhandlungen, die der 
Durchführung des Absatzes 1 dienen, einschließlich 
der Berichtigung der öffentlichen Bücher, sind frei 
von Gebühren, Auslagen und sonstigen Abgaben; 
hiervon unberührt bleiben Regelungen hinsichtlich 
der Steuern mit örtlich bedingtem Wirkungskreis, 
wie zum Beispiel der Grunderwerbsteuer und der 
Wertzuwachssteuer, und hinsichtlich der Gebühren, 
Auslagen und sonstigen Abgaben, die auf landes- 
rechtlichen Vorschriften beruhen. 

§ 14 

(1) Der Abwickler hat das nach Erfüllung der in 
§ 12 Abs. 2 und 3 genannten Ansprüche und nach 
Übertragung der in § 13 bezeichneten Vermögens- 
werte verbleibende Vermögen des Reichsnährstands 
auf die Länder zu übertragen. 


Es stehen zu 

dem Lande Baden-Württemberg ein Anteil von 
14 vom Hundert 

dem Lande Bayern ein Anteil von 18 vom Hundert 
j dem Lande Berlin ein Anteil von 4 vom Hundert 
der Freien Hansestadt Bremen ein Anteil von 
1 vom Hundert 

i der Freien und Hansestadt Hamburg ein Anteil 
! von 3 vom Hundert 

' dem Lande Hessen ein Anteil von 9 vom Hundert 

i dem Lande Niedersachsen ein Anteil von 13 vom 

Hundert 

dem Lande Nordrhein-Westfalen ein Anteil von 
28 vom Hundert 

dem Lande Rheinland-Pfalz ein Anteil von 6 vom 
Hundert 

dem Lande Schleswig-Holstein ein Anteil von 
4 vom Hundert. 

(2) Die Länder können die Verteilung abwei- 
chend von Absatz 1 regeln, 

§ 15 

Reicht das Vermögen des Reichsnährstands für 
die Erfüllung der Verbindlichkeiten nicht aus, so 
haften dem Reichsnährstand für den zur Schulden- 
tilgung erforderlichen Fehlbetrag diejenigen juristi- 
schen Personen des öffentlichen Rechts, auf die Ver- 
mögensgegenstände nach Artikel 135 Abs. 2 des 
Grundgesetzes übergegangen sind. Mehrere juristi- 
sche Personen des öffentlichen Rechts haften für 
: diesen Fehlbetrag anteilig entsprechend dem Wert 
der auf sie übergegangenen Vermögensgegenstände. 
Die Haftung beschränkt sich auf den Wert des auf 
die einzelnen Rechtsträger übergegangenen Ver- 
mögens. 


DRITTER ABSCHNITT 

Unterbringung und Versorgung 
der verdrängten Dienstangehörigen und 
Versorgungsberechtigten des Reichsnährstands 

§ 16 

(1) Entsprechende Einrichtungen im Sinne des 
§ 61 des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fal- 
lenden Personen in der Fassung vom 11. September x 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1296) gegenüber den in 
der Anlage A zu dem genannten Gesetz unter den 
Nummern 5 und 6 bezeichneten Einrichtungen sind 
die Länder und diejenigen Einrichtungen im Bereich 
eines Landes, auf die nach § 82 Abs. 1 Satz 3 und 
Abs. 3 des genannten Gesetzes Aufgaben von 
Dienststellen des Reichsnährstands im Bereich die- 
ses Landes übergegangen sind. Dies gilt für die in 
Satz 1 bezeichneten entsprechenden Einrichtungen 
im Bereich eines Landes nur insoweit, als durch 
Landesgesetz eine Beteiligung dieser Einrichtungen 
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an den sich für das Land als entsprechende Einrich- 
tung ergebenden Verpflichtungen vorgesehen ist. 

(2) Das Weitere regelt die nach § 61 Abs. 3 des 
in Absatz 1 genannten Gesetzes zu erlassende 
Rechtsverordnung. 


VIERTER ABSCHNITT 
Abwicklung der Zusammenschlüsse 
§ 17 

(1) Die Zusammenschlüsse werden getrennt ab- 
gewickelt. Die §§ 11, 12 und 15 gelten entsprechend. 

(2) Reicht das Vermögen eines Wirtschaftsver- 
bandes zur Erfüllung einer vor dem 8. Mai 1945 
entstandenen Verbindlichkeit des Wirtschaftsver- 
bandes nicht aus, so ist das überschußvermögen der 
Hauptvereinigung, deren Mitglied der Wirtschafts- 
verband war, zur Deckung des Fehlbetrages heran- 
zuziehen. 

(3) Das überschußvermögen der Zusammen- 
schlüsse ist an die Bundesrepublik Deutschland her- 
auszugeben und soll von dem Bundesminister im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finan- 
zen Zwecken von solchen Wirtschaftsbereichen zu- 
geführt werden, für die die Zusammenschlüsse 
gebildet waren. 

§ 18 

Für die Abwicklung der im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes belegenen Vermögensteile von Zu- 
sammenschlüssen, die ihren Sitz nicht im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes hatten, gelten die Vor- 
schriften dieses Gesetzes entsprechend. 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 
§ 19 

Die Aufgaben und Befugnisse der für den Reichs- 
nährstand und die Zusammenschlüsse bestellten bis- 
herigen Treuhänder (§ 7 Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben a 
bis e) erlöschen mit Inkrafttreten dieses Gesetzes. 
Die bisherigen Treuhänder haben das verwaltete 
Vermögen unverzüglich an den Abwickler heraus- 
zugeben und diesem Schlußrechnung zu legen. 

§ 20 

(1) Soweit Eigentum oder sonstige Vermögens- 
rechte, die dem Reichsnährstand oder den Zusam- 
menschlüssen am oder nach dem 8. Mai 1945 zuge- 
standen haben und nicht nach Artikel 135 Abs. 2 
des Grundgesetzes auf einen anderen Rechtsträger 
übergegangen sind, auf Grund der Kontrollrats- 
direktive Nr. 50 und der badischen Landesverord- 
nung über die Verwertung der Vermögen des ehe- 


maligen Deutschen Reichs und der ehemaligen 
deutschen Länder vom 16. Mai 1950 (Badisches Ge- 
setz- und Verordnungsblatt S. 263) oder auf ähn- 
licher Grundlage einem Lande übertragen worden 
sind, gilt die Übertragung als nicht erfolgt. 

(2) Die Übertragung gilt auch dann als nicht er- 
folgt, wenn ein Land Vermögensgegenstände der in 
Absatz 1 bezeichneten Art auf sich selbst, auf eine 
andere juristische Person des öffentlichen Rechts 
dieses Landes oder auf eine seinem maßgeblichen 
Einfluß unterliegende juristische Person des priva- 
ten Rechts übertragen hat, soweit der Bundes- 
minister die Verfügung nicht genehmigt. 

(3) Der Kreis Lindau gilt als Land im Sinne die- 
ser Vorschrift. 

§ 21 

Arreste und Zwangsvollstreckungen in die Ver- 
mögen des Reichsnährstands und der Zusammen- 
schlüsse sind für die Dauer der Abwicklung nur 
wegen der in § 12 Abs. 2 Satz 1 genannten Ver- 
bindlichkeiten zulässig. 

§ 22 

Soweit sich ein anhängiger Rechtsstreit durch die- 
ses Gesetz erledigt, trägt jede Partei ihre außerge- 
richtlichen Kosten und die Hälfte der gerichtlichen 
Auslagen. Gerichtsgebühren werden nicht erhoben. 

§ 23 

(1) Bei der Beendigung ihrer Tätigkeit haben die 
Beauftragten dem Abwickler, der Abwickler dem 
Bundesminister Schlußrechnung zu legen. 

(2) Die Akten und Unterlagen sind an den Bun- 
desminister herauszugeben. 

(3) Der Bundesminister gibt die Beendigung der 
Abwicklung im Bundesanzeiger bekannt. 

§ 24 

Das Abkommen vom 27. Februar 1953 über deut- 
sche Auslandsschulden und die zu seiner Ausfüh- 
rung ergangenen Vorschriften werden durdi die 
Vorschriften dieses Gesetzes nicht berührt. 

§ 25 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 26 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 27 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des zwei- 
ten Kalendermonats nach seiner Verkündung in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft 

1. das Gesetz über die Auflösung des Reichs- 
nährstandes im Vereinigten Wirtschafts- 
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gebiet vom 21. Januar 194& — Reichsnähr- 
stands-Auflösungsgesetz — (Vv iGBl. S. 21) ; 

2. die Erste Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über die Auflösung des 
Reichsnährstandes im Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiet {Treuhänderverordnung zum 
Gesetz über die Auflösung des Reichs- 
nährstandes) vom 4. Februar 1949 (Amts- 
blatt für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten S. 33) ? 

3. die Zweite Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über die Auflösung des 
Reichsnährstandes im Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiet (Anmeldungsverordnung) 
vom 4. Februar 1949 (Amtsblatt für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten S. 34); 

4. die §§ 1 und 2 des Landesgesetzes des 
Landes Rheinland-Pfalz über die Auflö- 
sung des Reichsnährstandes und zur Über- 
leitung von Aufgaben und Befugnissen 
auf den Gebieten der Ernährungswirt- 


schaft und der Landwirtschaft vom 15. Juli 
1949 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
Rheinland-Pfalz I S. 280); 

5. § 2 Abs. 2 der Verordnung des früheren 
Landes Baden über die Verwertung der 
Vermögen des ehemaligen Deutschen 
Reichs und der ehemaligen deutschen Län- 
der vom 16. Mai 1950 (Badisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 263); 

6. § 2 Buchstabe E Nr. 9 der Dritten Verord- 
nung der vorläufigen Regierung des Lan- 
des Baden-Württemberg zur Überleitung 
von Verwaltungsaufgaben vom 21. Juli 
1952 (Baden-Württembergisches Gesetz- 
Verordnungsblatt S. 23); 

7. die in § 8 des Gesetzes über die Auflö- 
sung des Reichsnährstandes im Vereinig- 
ten Wirtschaftsgebiet vom 21. Januar 1948 
— Reichsnährstands-Auflösungsgesetz — 
(WiGBl. S. 21) genannten Gesetze und 
Verordnungen. 
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Anlage zu § 1 


1. Die auf Grund der Verordnung zur Ordnung 
der Getreidewirtschaft vom 10. Juli 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 1006) in der Fassung der 
Verordnungen vom 10. Juli 1936, 26. Juni 1937, 
11. Februar 1938, 7. Juli 1938 (Reichsgesetzbl. 
1936 I S. 544, 1937 S. 700, 1938 S. 192 und 837) 
errichtete Hauptvereinigung der deutschen Ge- 
treide- und Futtermittelwirtschaft und ihre Ge- 
reidewirtschaftsverbände Baden-Elsaß, Bayern, 
Bayreuth, Hessen-Nassau, Kurhessen, Kurmark, 
Niedersachsen, Rheinland, Schleswig-Holstein, 
Weser-Ems, Westfalen, Westmark, Württem- 
berg. 

2. Die auf Grund der Verordnung zur Regelung 
des Verkehrs mit Schlachtvieh vom 27. Februar 
1935 (Reichsgesetzbl. I S. 301) in der Fassung 
vom 8. April 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 366) er- 
richtete Hauptvereinigung der deutschen Vieh- 
wirtschaft und ihre im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes errichteten Vieh wirtschaftsverbände. 

3. Die auf Grund der Verordnung über den Zu- 
sammenschluß der deutschen Milch- und Fett- 
wirtschaft vom 29. Juli 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 957) in der Fassung der Verordnung über die 
Vereinigung der Zusammenschlüsse auf dem 
Gebiete der Milch-, Fett- und Eierwirtschaft 
vom 11. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 303) er- 
richtete Hauptvereinigimg der deutschen Milch-, 
Fett- und Eierwirtschaft und ihre Milch-, Fett- 
und Eierwirtschaftsverbände Baden-Elsaß, Bay- 
reuth, Hessen-Nassau, Kurhessen, Kurmark, 
Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Weser-Ems, 
Westmark, Rheinland-Westfalen, Allgäu, Bay- 
ern, Württemberg. 

4. Die auf Grund der Verordnung über den Zu- 
sammenschluß der Kartoffelwirtschaft vom 
18. April 1935 in der Fassung vom 2. Juli 1935 
und 9. April 1936 (Reichsgesetzbl. 1935 I S. 550, 
905 und 1936 I S. 372) errichtete Hauptvereini- 
gung der deutschen Kartoffelwirtschaft und ihre 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes errichteten 
Kartoffelwirtschaftsverbände. 

5. Die auf Grund der Verordnung über den Zu- 
sammenschluß der deutschen Gartenbauwirt- 


schaft vom 21. Oktober 1936 (Reichsgesetzbl. I 
S. 911) errichtete Hauptvereinigung der deut- 
schen Gartenbauwirtschaft und ihre im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes errichteten Gar- 
tenbauwirtschaftsverbände. 

6. Die auf Grund der Verordnung über den Zu- 
sammenschluß der deutschen Wein- und Trink- 
branntweinwirtschaft vom 30. April 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 273) errichtete Hauptver- 
einigung der deutschen Wein- und Trinkbrannt- 
weinwirtschaft und ihre Wein- und Trink- 
branntweinwirtschaftsverbände Baden-Elsaß, 
Bayern, Hessen-Nassau, Moselland und Rhein- 
land, Westfalen und Kurhessen, Württemberg, 
Kurmark, Norddeutschland, Niedersachsen, 
Westmark. 

7. Die auf Grund der Verordnung über den Zu- 
sammenschluß der deutschen Brauwirtschaft 
vom 18. April 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 556) 
errichtete Hauptvereinigung der deutschen 
Brauwirtschaft und ihre Brauwirtschaftsver- 
bände Süddeutschland, Westdeutschland, Ost- 
deutschland, Norddeutschland. 

8. Die auf Grund der Verordnung über den Zu- 
sammenschluß der deutschen Zucker- und Süß- 
warenwirtschaft vom 7, Januar 1943 (Reichsge- 
setzbl. I S. 22) errichtete Hauptvereinigung der 
deutschen Zucker- und Süßwarenwirtschaft und 
ihre Zuckerwirtschaftsverbände Nordostdeutsch- 
land,. Nordwestdeutschland, Rheinland, Süd- 
westdeutschland, Süddeutschland. 

9. Die auf Grund der Verordnung über den Zu- 
sammenschluß der deutschen Fischwirtschaft 
vom 1. April 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 542) in 
der Fassung vom 30. April 1937 (Reichsge- 
setzbl. I S. 580) errichtete Hauptvereinigung der 
deutschen Fischwirtschaft. 

10. Der auf Grund der Verordnung über die Errich- 
tung einer Reichsvereinigung Bastfaser vom 
19. März 1942 (Reichsgesetzbl, I S. 132) errich- 
tete Reichsverband für inländische Bastfaser- 
pflanzen. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

A. Errichtung und Auflösung des Reichsnährstands 

Der Reichsnährstand wurde für das gesamte Reichs- 
gebiet durch das Gesetz über den vorläufigen Auf- 
bau des Reichsnährstandes und Maßnahmen zur 
Markt- und Preisregelung für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse vom 13. September 1933 (RGBl. I S. 626) 
als berufsständische Selbstverwaltungskörperschaft 
des öffentlichen Rechts errichtet. Er wurde nach dem 
Zusammenbruch im Gebiet des ehemaligen Vereinig- 
ten Wirtschaftsgebietes durch das Gesetz des Wirt- 
schaftsrats über die Auflösung des Reichsnährstan- 
des im Vereinigten Wirtschaftsgebiet vom 21. Ja- 
nuar 1948 (WiGBl. S. 21) — Reichsnährstands-Auf- 
lösungsgesetz — aufgelöst. Durch dieses Gesetz 
wurden auch die Hauptvereinigungen und sonstigen 
auf Zwangsmitgliedschaft oder Zwangsbeitrags- 
pflicht beruhenden Zusammenschlüsse von reichs- 
nährstandszugehörigen Betrieben und Personen — 
ebenfalls Körperschaften des öffentlichen Rechts — 
aufgelöst. Im Lande Rheinland-Pfalz erging ein Lan- 
desgesetz vom 15. Juli 1949 (GVBl. Rheinl.-Pf. 
S. 280) über die Auflösung des Reichsnährstandes 
und zur Überleitung von Aufgaben und Befugnissen 
auf den Gebieten der Ernährungswirtschaft und der 
Landwirtschaft. In den übrigen Ländern der ehe- 
maligen französischen Besatzungszone, den früheren 
Ländern Baden und Württemberg-Hohenzollern (den 
jetzigen Regierungsbezirken Freiburg und Tübingen 
des Landes Baden-Württemberg), sowie in Berlin 
ist eine gesetzliche Regelung über die Auflösung 
des Reichsnährstands nicht ergangen. 

Nach § 2 des Reichsnährstands-Auflösungsgesetzes 
ist dem Direktor der ehemaligen Verwaltung für Er- 
nährung, Landwirtchaft und Forsten die Aufsicht 
über die Verwaltung und Verwendung des Reichs- 
nährstandsvermögens im Vereinigten Wirtschafts- 
gebiet übertragen worden. Zum Zwecke der Erfas- 
sung und Verwaltung der Vermögen hat er einen 
Haupttreuhänder und die Landestreuhänder bestellt. 
Für die treuhänderische Verwaltung der Vermögen 
der ehemaligen Hauptvereinigungen bedient sich 
der Haupttreuhänder des Sonderbeauftragten für 
die Abwicklung der Hauptvereinigungen. Auch im 
Lande Rheinland-Pfalz ist ein Treuhänder für die 
Verwaltung des Vermögens des Reichsnährstands 
und der Zusammenschlüsse bestellt, während das 
Vermögen des Reichsnährstands und der Haupt- 
vereinigungen in Berlin von dem Leiter der Ver- 
mögensverwaltung des Reichsnährstands, der Reichs- 
stellen und der Hauptvereinigungen verwaltet 
wird. 

In § 2 Abs. 1 des Reichsnährstands-Auflösungsge- 
setzes und in § 2 Abs. 1 des o. g. Gesetzes des Lan- 
des Rheinland-Pfalz ist vorgesehen, daß die Ver- 
wendung des Vermögens des Reichsnährstands und 
der Zusammenschlüsse einer besonderen gesetz- 
lichen Regelung Vorbehalten bleibt. 


B, Die Referentenentwürfe aus den Jahren 
1952 bis 1955 

Nachdem geklärt war, daß das Vermögen sowohl 
des Reichsnährstands als auch der Zusammenschlüsse 
nicht wie Vermögen des Reichs behandelt werden 
kann und daß der Reichsnährstand keine Naziorga- 
nisation im Sinne des Artikels I des Kontrollrats- 
gesetzes Nr. 2 gewesen ist, waren die Schwierig- 
keiten für den Erlaß einer gesetzlichen Regelung 
der Reichsnährstands-Abwicklung ausgeräumt. Im 
Jahre 1952 wurde im Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten ein Referenten- 
entwurf vorbereitet, der sowohl ein Anmeldeverfah- 
ren als auch Bestimmungen über die Verwendung 
der Vermögen des Reichsnährstands und der Zu- 
sammenschlüsse enthielt. Es machte sich jedoch 
nachteilig bemerkbar, daß damals noch kein Über- 
blick über den Vermögensstatus des Reichsnähr- 
stands und der Zusammenschlüsse möglich war. In 
den späteren Gesetzentwürfen aus den Jahren 1954/ 
1955 entfielen daher die Vorschriften über die Ver- 
wendung des Vermögens. Aber auch diese Entwürfe 
wurden dem Kabinett nicht vorgelegt, da zu dieser 
Zeit das Allgemeine Kriegsfolgengesetz (AKG) aus- 
gearbeitet wurde und noch nicht zu übersehen war, 
ob das Vermögen des Reichsnährstands in' die Re- 
gelung des AKG einbezogen würde. 

C. Initiativgesetzentwurf 

(Bundestagsdrucksache 2605 der 2. Wahlperiode) 

Nachdem Übereinstimmung darüber erzielt worden 
war, daß der Reichsnährstand nicht von der Rege- 
lung des AKG erfaßt würde, wurde am 4. Juli 1956 
aus der Mitte des Bundestages der Entwurf eines 
Gesetzes über die Abwicklung des Reichsnährstands 
und seiner wirtschaftlichen Zusammenschlüsse 
{Reichsnährstands-Abwicklungsgesetz) — Bundes- 
tagsdrucksache 2605 der 2. Wahlperiode — einge- 
bracht. Dieser Entwurf verband wiederum das An- 
meldeverfahren mit Abwicklungsvorschriften, um so 
eine Beschleunigung der Abwicklung des Reichs- 
nährstands zu erreichen. Die Bundesregierung nahm 
zu diesem Entwurf Stellung und leistete auf Er- 
suchen des Ernährungsausschusses des Deutschen 
Bundestages Formulierungshilfe. Die Bundesregie- 
rung konnte jedoch in einigen Punkten, insbeson- 
dere in der Frage der Klärung der sogenannten 
131er-Lasten und in der Schaffung neuer Ansprüche 
auf Teile des Abwicklungsvermögens, dem Initiativ- 
entwurf nicht zustimmen. Der Ablauf der Wahl- 
periode machte den Arbeiten an dem Gesetzentwurf 
ein Ende, ohne daß eine Annäherung in den grund- 
sätzlichen Standpunkten erreicht werden konnte. 

D. Der jetzige Gesetzentwurf 

Die Arbeiten an dem Initiativgesetzentwurf (Druck- 
sache 2605 der 2. Wahlperiode) haben gezeigt daß die 
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Nachteile, die sich aus einer Verbindung von An- ’ 
melde- und Abwicklungsvorschriften ergeben und ‘ 
die zum Scheitern des Gesetzentwurfs aus dem Jahre 1 
1952 führten, nicht so erheblich sind, daß sie nicht 
durch ein Gesetz, das eine beschleunigte Abwicklung 
ermöglicht, mehr als aufgewogen werden können. 
Die Verwaltung des Vermögens des Reichsnähr- 
stands und der Zusammenschlüsse gestaltet sich im- 
mer schwieriger. Die Vermögenswerte müssen end- 
lich ihren künftigen Eigentümern ziigeführt wer- 
den. Es ist ferner aus sozialen Gründen erforder- 
lich, daß diejenigen Personen, die einen Rechtsan- 
spruch auf Versorgung gegen das Vermögen des 
Reichsnährstands oder der Zusammenschlüsse haben, 
ihre Versorgungszahlungen auch in Erfüllung dieses 
Anspruchs erhalten und nicht länger auf Zahlungen 
angewiesen sind, die jederzeit wieder eingestellt 
werden könnten. 


E. Die Zuständigkeit des Bundes für den 
Erlaß des Gesetzes 

Artikel 135 Abs. 4 und 5 GG schaffen eine Kompe- 
tenz des Bundesgesetzgebers für die Abwicklung 
nicht mehr bestehender Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts. Der Reichsnährstand und die Zusam- 
menschlüsse sind zwar nicht im gesamten Bundes- 
gebiet aufgelöst worden, sondern nur im früheren 
Vereinigten Wirtschaftsgebiet und im Land Rhein- 
land-Pfalz, während sie im restlichen Bundesgebiet 
nur tatsächlich ihre öffentlich-rechtlichen Funktionen 
verloren haben. Es kann jedoch dahingestellt blei- 
ben, ob Artikel 135 GG auf alle nur tatsächlich, 
nicht aber auch rechtlich aufgelösten Körperschaften 
anzuwenden ist. Seine Anwendung ist jedenfalls 
dann gerechtfertigt, wenn wie hier die Auflösung 
durch ausdrückliche Rechtsvorschrift nur in einem 
verhältnismäßig kleinen Teil des Bundesgebiets un- 
terblieben ist, auch in diesem Teil den Körperschaf- 
ten keine öffentlich-rechtlichen Funktionen mehr 
verblieben sind und die Abwicklung nur einheit- 
lich für das ganze Bundesgebiet erfolgen kann. 

Artikel 135 Abs. 2 GG bestimmt, daß das Verwal- 
tungsvermögen nicht mehr bestehender Körper- 
schaften auf solche Körperschaften übergegangen ist, 
die die früheren Verwaltungsaufgaben übernommen 
haben. Die Regelung der Rechtsnachfolge und die 
Auseinandersetzung im einzelnen bleiben nach Ar- 
tikel 135 Abs. 5 GG einem die Zustimmung des 
Bundesrates bedürfenden Bundesgesetz überlassen. 
Soweit durch die Regelung des Abwicklungs- 
gesetzes die Geltendmachung von Ansprüchen aus- 
geschlossen ist, gibt Artikel 135a GG hierfür die 
Rechtsgrundlage. Die Gesetzgebungszuständigkeit 
des Bundes ergibt sich außerdem aus Artikel 74 
Nr. 17 GG, weil der Bund für die dort genannten 
Gebiete Einrichtungen errichten sowie naturgemäß 
auch auflösen und abwickeln kann. 

Da der Reichsnährstand und die Zusammenschlüsse 
ihre öffentlich-rechtlichen Funktionen verloren ha- 
ben, erscheint es gerechtfertigt, die Abwicklung der 
verbleibenden Vermögensträger an die Grundsätze 
des Privatrechts anzulehnen. 


II. Erläuterungen 
zum Gesetzentwurf 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

Der Erste Abschnitt enthält die Vorschriften, die für 
die Abwicklung sowohl des Reichsnährstands als 
auch der Zusammenschlüsse gelten. 

Zu § 1 

Mit § 1 werden der Reichsnährstand und die Zusam- 
menschlüsse in den früheren Ländern Baden, Würt- 
temberg-Hohenzollern sowie im Land Berlin auch 
de jure aufgelöst. Für die übrigen Teile des Bundes- 
gebietes hat die Vorschrift nur deklaratorische Be- 
deutung. 

Zu § 2 

Diese Vorschrift enthält die Organisation der Ab- 
wicklungsverwaltung, die an die Stelle der bisheri- 
gen Treuhandverwaltung tritt. Schon durch die an- 
dere Bezeichnung soll zum Ausdruck kommen, daß 
die Aufgaben des Abwicklers über die eines Treu- 
händers hinausgehen, da der Abwickler nicht auf 
die Tätigkeit der Sammlung und Verwaltung der 
Vermögensmassen beschränkt ist. 

Zu § 3 

In § 3 Abs. 1 ist der Umfang der Tätigkeit des Ab- 
wicklers festgelegt. Die Vorschrift lehnt sich an die 
Bestimmungen über die Tätigkeit eines Abwicklers 
im Vereins- und Gesellschaftsrecht an. 

Die Absätze 2 und 3 regeln die Vertretung und den 
Gerichtsstand des Reichsnährstands und der Zusam- 
menschlüsse. Die Stellung des Abwicklers im Ver- 
hältnis zu seinen Beauftragten ist hinsichtlich der 
Vertretung der Einrichtungen gegenüber der Stel- 
lung des Haupttreuhänders in den früheren Ent- 
würfen stärker hervorgehoben; durch Absatz 3 
Satz 2 und 3 ist die Möglichkeit eröffnet, Prozesse 
weitgehend vom Abwickler fernzuhalten und am 
Sitz der Beauftragten zu führen. 

Zu § 4 

§ 4 dient der Erfassung der Aktivmassen der Abwick- 
lungsvermögen. Die Vermögenswerte des Reichs- 
nährstands und der Zusammenschlüsse werden den 
bisherigen Treuhändern zwar fast ausnahmslos be- 
kannt sein; in den früher ergangenen Betimmun- 
gen fehlte jedoch eine fristgebundene Anmelde- 
verpflichtung, deren Verletzung eine Schadenser- 
satzpflicht begründete. Auch die vom Direktor der 
Verwaltung für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten des ehemaligen Vereinigten Wirtschaftsgebie- 
tes erlassene Anmeldpverordnung zum Gesetz über 
die Auflösung des Reichsnährstands vom 4. Fe- 
bruar 1949 (Amtsblatt ELF S. 34) enthält keine Aus- 
schlußfrist. 
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Zu § 5 

§ 5 ist die grundlegende Vorschrift für die Gel- 
tendmachung von Ansprüchen gegen den Reichs- 
nährstand und die Zusammenschlüsse. Die Einzel- 
heiten des Anmeldeverfahrens sind in den §§ 6 bis 
10 geregelt. 


Zu §6 

Die Vorschrift des § 6 ist eng an die Anmeldevor- 
schriften des AKG angelehnt. Ein Unterschied be- 
steht jedoch hinsichtlich der Stichtage. Im Gegen- 
satz zum AKG, das im Hinblick auf das Lastenaus- 
gleichsgesetz als Voraussetzung für die Erfüllung 
eines Anspruchs eine Wohnsitznahme bis zum 
31. Dezember 1952 vorschreibt, ist in diesem Gesetz 
als entsprechender Zeitpunkt der 31. Dezember 1955 
festgesetzt, weil seitdem aus Härtegründen die vor- 
schußweise Zahlung von Versorgungsbezügen an 
die Berechtigten aufgenommen wurde, die zu dieser 
Zeit ihren Wohnsitz im Bundesgebiet oder im Land 
Berlin hatten. Das Gesetz beschränkt — anders als 
das AKG — die Geltendmachung von Ansprüchen 
auch für Vertriebene, Heimkehrer, Sowjetzonen- 
flüchtlinge und für im Wege der Familienzusam- 
menführung Zugezogene. Grund hierfür ist, daß bei 
der Abwicklung nach dem AKG der Schuldner nicht 
wegfällt, wohl aber bei der Abwicklung des Reichs- 
nährstands und der Zusammenschlüsse. Wenn auch 
in der Beschränkung der Geltendmachung von An- 
sprüchen eine gewisse Härte gesehen werden kann, 
wird sie doch weitgehend dadurch gemildert, daß 
die Voraussetzung der Wohnsitznahme erst drei 
Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes erfüllt zu sein 
braucht. Ein Anspruchsberechtigter hat dann noch 
ein Jahr Zeit, seinen Anspruch geltend zu machen 
(§ 9 Abs. 1 Satz 3), so daß sich eine Gesamtfrist bis 
7 u vier Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes er- 
gibt. Ein überschreiten dieser Zeitspanne kann im 
Interesse der dringend erforderlichen Abwicklung 
nicht verantwortet werden. 

Von der Dreijahresfrist für die Wohnsitznahme sind 
jedoch anspruchsberechtigte Vertriebene usw., die 
einen Rentenanspruch haben, nach Absatz 4 ausge- 
nommen. Diese Regelung erscheint im Hinblick dar- 
auf, daß es sich um Befriedigung von Ansprüchen 
solcher Personen handelt, die auf die Erfüllung 
ihres Anspruchs zur Bestreitung ihres Lebensunter- 
haltes angewiesen sind, aus sozialen Gründen ge- 
boten; außerdem belastet die Ausnahmeregelung 
die Durchführung der Abwicklung nicht, da der 
Kreis der Anspruchsberechtigten bekannt ist und 
künftige Ansprüche sichergestellt werden können. 

Weitere Abweichungen zum AKG ergeben sich dar- 
aus, daß dieses Gesetz keine Unterschiede zwischen 
Deutschen und Angehörigen von Staaten macht, 
deren Regierung die Bundesrepublik Deutschland 
vor dem 1. April 1956 anerkannt hat. 

Zu § 7 

§ 7 enthält die Voraussetzungen, unter denen ein 
Anspruch auch entgegen den Beschränkungen des 


§ 6 geltend gemacht werden kann. Die Vorausset- 
zungen sind 

a) Geltendmachung von Ansprüchen, die durch die 
bisherigen Treuhänder bzw. Vermögensverwal- 
ter sowie durch den Abwickler oder seine Beauf- 
tragten begründet sind, 

b) Geltendmachung von dinglichen oder dinglich 
gesicherten Ansprüchen und 

c) Aufrechnung mit Forderungen, die dem Berech- 
tigten, der die Voraussetzungen des § 6 nicht er- 
füllt, vor dem 1. Januar 1956 zugestanden haben. 
Dieser Zeitpunkt ist an den entsprechenden 
Stichtag des § 6 angeglichen. 

Zu § 8 

Der Ausschluß der Geltendmachung von Ansprüchen 
in § 8 Abs. 1 findet seine Begründung teils in der 
Angleichung der Abwiddung an andere Liquidatio- 
nen, teils haben die Vorschriften deklaratorische 
Bedeutung, da sich die Ansprüche nur vermeintlich 
gegen den Reichsnährstand oder die Zusammen- 
schlüsse, tatsächlich aber gegen andere Rechtsträger 
— meist gegen das Reich — richteten. 

Nr. 1. Durch den Ausschluß der Ansprüche aus Dienst- 
verhältnissen von der Geltendmachung nach diesem 
Gesetz sollen der Reichsnährstand und die Zusam- 
menschlüsse grundsätzlich von allen derartigen An- 
sprüchen freigestellt werden, und zwar erscheint 
diese Vorschrift neben der Bestimmung in § 77 
Abs. 1 G 131 zur ausdrücklichen Klarstellung, daß 
auch die vorgenannten Einrichtungen selbst nicht 
in Anspruch genommen werden können, angebracht. 
Die im G 131 getroffene Regelung der Dienst- und 
Versorgungsverhältnisse zum ehemaligen Reichs- 
nährstand, die am 8. Mai 1945 bestanden haben, 
bleibt unberührt. Die erste Ausnahme von dem 
Verbot der Geltendmachung in Nr. 1 betrifft An- 
sprüche auf Zahlung von Renten aus privatrecht- 
lichen Versorgungsverträgen, die bisher noch von 
keiner gesetzlichen Regelung erfaßt worden sind. 
Diese Versorgungsansprüche sollen vom 1. April 
1950 ab befriedigt werden. Es erscheint gerechtfer- 
tigt, diese Zahlungen erst von dem gleichen Zeit- 
punkt ab wieder aufleben zu lassen, von dem ab 
sie das AKG (§ 5 a. a. O.) für die privatrechtlich 
Versorgungsberechtigten des Reichs vorsieht. Eine 
etwa in der zeitlichen Beschränkung liegende Ent- 
eignung ist von Artikel 135a GG gedeckt. Die 
zweite Ausnahme von dem Verbot der Geltend- 
machung betrifft Ansprüche auf Zahlungen für 
Dienste nach dem 8. Mai 1945; dabei wird nicht 
unterschieden, ob die Dienste in Fortsetzung einer 
früheren Tätigkeit oder auf Grund einer neuen Ver- 
einbarung geleistet wurden. Die Höhe der Ver- 
gütung bestimmt sich nur nach der ausgeübten 
Tätigkeit. 

Nr. 2. Für Ansprüche auf Zahlung von Renten, die 
auf einer Verletzung des Lebens, des Körpers oder 
der Gesundheit beruhen, gilt das gleiche wie für 
die in Nr. 1 bezeichneten .Rentenansprüche aus pri- 
vatrechtlichen Versorgungsverträgen. 
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Nr. 3. Die hier genannten Ansprüche sind von der 
Anmeldung ausgeschlossen, weil der Reichsnähr- 
stand und die Zusammenschlüsse nur als Durch- 
gangsstellen für die zweckgebundenen Reichsmittel 
anzusehen sind. 


A^r. 4. In dieser Vorschrift werden Entschädigungs- 
leistungen dann ausgeschlossen, wenn sie nicht vom 
Reichsnährstand oder den Zusammenschlüssen fest- 
gesetzt worden sind. Die Gewährung von Entschä- 
digungen war z. B. vorgesehen in § 5 der Verord- 
nung über den Zusammenschluß der deutschen Gar- 
tenbauwirtschaft vom 31. Oktober 1936 (RGBl. 1 
S. 911), in § 5 der Verordnung über den Zusammen- 
schluß der Kartoffelwirtschaft vom 18. April 1935 
in der Fassung vom 2. Juli 1935 und 9. April 1936 
(RGBl. I 1935 S. 550, 905, 1936 S. 372), in § 11 der 
Satzung der Hauptvereinigung der deutschen Ge- 
treidewirtschaft, in § 10 der Satzung der Hauptver- 
einigung der deutschen Viehwirtschaft, in § 9 der 
Satzung der Viehwirtschaftsverbände. War eine Ent- 
schädigung vor 1945 nur dem Grunde nach zuer- 
kannt, nicht aber ihre Höhe festgesetzt (z. B. wegen 
fehlender abschließender Vergleichsverhandlungen), 
so muß die Höhe der Entschädigung nachträglich 
von dem Abwickler oder seinem Beauftragten nach 
Lage der vorhandenen Unterlagen ermittelt werden. 
Ein formelles Verfahren für die Festsetzung von 
Entschädigungen ist nicht mehr möglich, da die hier- 
für zuständigen Stellen weggefallen sind und die 
jetzt geltenden Gesetze hierfür keine Handhabe 
bieten. 

Nr. 5. Es erscheint gerechtfertigt, auch die hier ge- 
nannten Ansprüche von einer Geltendmachung aus- 
zuschließen, da in diesem Rahmen der Reichsnähr- 
stand und die Zusammenschlüsse nur im Aufträge 
des Reichs tätig geworden sind. 

Mr. 6. Für den Fall, daß außerhalb des Geltungsbe- 
reichs dieses Gesetzes Maßnahmen von Dienststel- 
len unter dem Namen des Reichsnährstands oder 
der Zusammenschlüsse nach dem 8. Mai 1945 ge- 
troffen worden sein sollten, mußten die etwa dar- 
aus entstandenen Ansprüche von der Anmeldung 
ausgeschlossen werden, da diese Stellen nicht von 
der Abwicklung nach diesem Gesetz erfaßt werden. 

Nr. ?, Der Ausschluß der Zinszahlung für nicht ding- 
lich gesicherte Forderungen beruht auf der Blockie- 
rung der Vermögen nach § 2 Abs. 2 des Reichsnähr- 
stands-Auflösungsgesetzes und nach den Militär- 
regierungsgesetzen Nr. 52. 

§ 8 Abs. 2 bezieht sich auf rentenberechtigte Vertrie- 
bene, Heimkehrer, Sowjetzonenflüchtlinge usw., die 
unter § 6 Abs. 4 fallen. Diese Personen können ihre 
Ansprüche nur von ihrer Wohnsitz- oder Aufent- 
haltsnahme ab geltend machen. 

Der in § 8 Abs. 3 enthaltene allgemeine Rechts- 
grundsatz hat hier besondere Bedeutung für von 
Absatz 1 Nr. 4 erfaßte Schiedssprüche (Schiedsge- 
richtsbarkeit des Reichsnährstands). 


Zu § 9 

§ 9 enthält die Formvorschriften für die Anmeldung 
von Ansprüchen. Ein Verzicht auf eine Anmeldung 
ist in § 9 Abs. 3 in den Fällen ausgesprochen, in 
denen die Anmeldung eine unzumutbare Belastung 
des Anspruchsinhabers bedeuten würde oder in 
denen an das Unterlassen einer Anmeldung deshalb 
keine Rechtswirkungen geknüpft werden, weil es 
sich um Ansprüche aus dinglichen oder dinglich ge- 
sicherten Rechten handelt. 

Zu § 10 

§ 10 regelt das Verfahren der Prüfung der An- 
sprüche durch den Abwickler oder die Beauftragten. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Abwicklung des Reichsnährstands 

Die §§ 11 bis 15 gelten grundsätzlich nur für die 
Abwicklung des Reichsnährstands, ein Teil dieser 
Vorschriften wird aber im Dritten Abschnitt auch 
für die Abwicklung der Zusammenschlüsse für ent- 
sprechend anwendbar erklärt. 

Zu § 11 

Die Herausgabe des Verwaltungsvermögens grün- 
det sich auf Artikel 135 Abs. 2 GG, nach dem das 
Eigentum an Verwaltungsvermögen bereits mit In- 
krafttreten des Grundgesetzes auf die neuen Auf- 
gabenträger übergegangen ist. Die Herausgabe ist 
allerdings mit einer Haftungsauflage nach § 15 ver- 
bunden. 

Zu § 12 

Neben formellen Vorschriften für die Tätigkeit des 
Abwicklers enthält § 12 eine Reihenfolge, in der 
die Ansprüche gegen den Reichsnährstand zu er- 
füllen sind. Zunächst sind die Ansprüche zu befrie- 
digen, die durch den Abwickler oder die Beauftrag- 
ten begründet worden sind, und die Ansprüche auf 
Rentenzahlung, soweit sie nach Inkrafttreten des 
Gesetzes fällig werden. 

Da die Tätigkeit des Abwicklers mit der Bekannt- 
gabe der Beendigung der Abwicklung nach § 23 
Abs. 3 endet, kann dieser nach diesem Zeitpunkt 
nicht mehr auszahlende Stelle für wiederkehrende 
Leistungen sein. Die Betrauung anderer Stellen mit 
der Auszahlung dürfte ebenfalls nicht durchführbar 
sein. Da aber die Beendigung der Abwicklung nicht 
auf unabsehbare Zeit hinausgeschoben werden soll, 
müssen die Rentenansprüche kapitalisiert und bei 
Beendigung der Abwicklung erfüllt werden. Soweil 
Personen die Voraussetzungen für die Geltend- 
machung ihrer Versorgungsansprüche nicht vor Be- 
endigung der Abwicklung erfüllen, hat der Abwick- 
ler in Höhe des kapitalisierten Betrages Sicherheit 
zu leisten. 
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Zu § 13 

§ 13 enthält Sondervorschriften für die sog. Alt- 
vermögen, das auf den Reichsnährstand von seinen 
Vorgängerorganisationen übergegangen ist. Einer 
wiedererstandenen Einrichtung bleibt es im übrigen 
unbenommen, etwaige Ansprüche nach den Rück- 
erstattungsvorschriften geltend zu machen, soweit 
sie glaubt, Zwangsmaßnahmen ausgesetzt gewesen 
zu sein, die die Annahme eines Entziehungstatbe- 
stands aus politischen Gründen rechtfertigen wür- 
den. In diesen Fällen hätten betroffene Einrich- 
tungen im Gegensatz zu der sich aus § 13 ergeben- 
den Regelung einen Rechtsanspruch auf den „ent- 
zogenen" Vermögensgegenstand mit allen sich dar- 
aus ergebenden Rechtsfolgen. 

Da den gleichzustellenden Einrichtungen in § 13 
kein Rechtsanspruch auf ein zum sog. Altvermögen 
gehörendes Grundstück usw. zuerkannt wird, kön- 
nen sie auch nicht von der Haftung bei einer etwa- 
igen Überschuldung des Reichsnährstandsvermögens 
freigestellt werden (§ 13 Abs. 3 Satz 2). In folgerich- 
tiger Berücksichtigung der Möglichkeit des Aus- 
scheidens eines Grundstücks aus der Abwicklungs- 
masse nach § 13 Abs. 1 wird das Abwicklungsver- 
mögen aber auch dann nicht besser gestellt, wenn 
eine gleichzustellende Einrichtung von ihrem An- 
tragsrecht auf Eigentumsübertragung keinen Ge- 
brauch macht und bei einer Veräußerung der Kauf- 
erlös etwa einen auf den Vermögensgegenstand an- 
teilig entfallenden Fehlbetrag übersteigt (§ 13 Abs. 3 
Satz 3). 

Der Ubertragungsantrag nach § 13 ist auf Grund- 
stücke und grundstücksgleiche Rechte beschränkt, 
da sonstige seinerzeit vom Reichsnährstand über- 
nommene Vermögensgegenstände bzw. ihr Wert 
sich heute nur schwer feststellen lassen würden 
oder die Wertverhältni^se zur Zeit der Eingliede- 
rung und zum Zeitpunkt der Abwicklung in offen- 
barem Mißverhältnis stehen können. 

Zu § 14 

Ein Uberschuß aus der Abwicklung müßte grund- 
sätzlich etwaigen Rechtsnachfolgern übertragen wer- 
den. Da Rechtsnachfolger des Reichsnährstands 
nicht vorhanden sind, erscheinen die Nachfolger im 
Aufgabengebiet anfallsberechtigt. Die Aufgaben des 
Reichsnährstands sind, soweit sie nicht weggefallen 
sind, grundsätzlich auf die Länder übergegangen. 

Die in § 14 Abs. 1 vorgeschlagene Aufteilung eines 
etwaigen Überschusses beruht auf dem Verhältnis 
der Bevölkerungszahlen der Länder zu der Bevöl- 
kerungszahl der Bundesrepublik Deutschland ein- 
schließlich des Landes Berlin. Das Saarland ist nicht 
berücksichtigt, da es aus rechtlichen Gründen nicht 
in das Gesetz einbezogen werden konnte. Im übri- 
gen ist der Aufteilungsschlüssel nicht zwingend 
(§ 14 Abs. 2). 

Zu § 15 

Mit der Herausgabe des Verwaltungsvermögens 
nach Artikel 135 Abs. 2 GG in Verbindung mit § 11 
des Abwicklungsgesetzes ist die Haftung für etwaige 


Fehlbeträge verbunden. Eine Haftung kommt je- 
doch erst dann in Frage, wenn das ganze übrige 
Vermögen des Reichsnährstands (also auch die nach 
§ 13 zu übertragenden Vermögensgegenstände mit 
ihrem Wert) für die Erfüllung der Verbindlichkeiten 
des Reichsnährstands nicht ausreicht. Die Haftung ist 
zwar auf den Wert des übernommenen Vermögens 
beschränkt, sie ruht jedoch nicht auf dem übernom- 
menen Vermögen, sondern auf der übernehmenden 
Einrichtung. 


DRITTER ABSCHNITT 

Unterbringung und Versorgung 
der verdrängten Dienstangehörigen und 
Versorgungsberechtigten des Reichsnährstands 

Zu § 16 

Die für die Unterbringung und Versorgung der ver- 
drängten Bediensteten des Reichsnährstands wesent- 
liche Bestimmung der entsprechenden Einrichtungen 
(§ 61 Abs. 1 G 131) sollte ursprünglich nicht in das 
Gesetz aufgenommen werden, sondern einer Rechts- 
verordnung nach § 61 Abs. 3 G 131 überlassen blei- 
ben. Auf dringende Vorstellungen der landwirt- 
schaftlichen Spitzenorganisationen hin ist jedoch 
dieser Fragenkomplex in dem Gesetz mitbehandelt 
worden. 

Der Übergang des überwiegenden Teils der Auf- 
gaben des Reichsnährstands auf die Länder (siehe 
Begründung zu § 14) schließt ihre Freistellung von 
I diesen Verpflichtungen aus. In § 16 Abs. 1 wird da- 
I her die grundsätzliche Verpflichtung der Länder als 
I entsprechende Einrichtungen im Sinne des § 61 
I Abs. 1 G 131 festgestellt. Die Länder sollen aller- 
dings zum Tragen dieser Lasten auch Einrichtungen 
in ihrem Bereich heranziehen können; diese Mög- 
lichkeit entspricht der Regelung in § 82 Abs. 3 G 131. 
Die nähere Durchführung der Unterbringung und 
Versorgung ist einer Rechtsverordnung nach §• 61 
Abs. 3 G 131 Vorbehalten; sie würde auch über den 
Rahmen eines Abwicklungsgesetzes hinausgehen. 
Da die Ermächtigung für eine solche Durchführungs- 
bestimmung im G 131 enthalten ist, ist sie im Ab- 
wicklungsgesetz entbehrlich. 


VIERTER ABSCHNITT 
Abwicklung der Zusammenschlüsse 

Zu § 17 

Die Zusammenfassung der Abwicklung der Zusam- 
menschlüsse bei dem Beauftragten des § 2 Abs. 3 
Nr. 2 bedeutet nicht, daß ihre Vermögen zusam- 
mengelegt werden. Die für die Abwicklung des 
Reichsnährstands geltenden Vorschriften über das 
Verwaltungsvermögen (§ 11), über die formelle 
Durchführung der Abwicklung und die Zahlung von 
Renten (§ 12) sowie über die Haftung beim Uber- 
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gang von Verwaltungsvermögen (§ 15) werden für 
entsprechend anwendbar erklärt. Nicht anwendbar 
sind dagegen die Vorschriften über die Rückgabe 
von Vermögensgegenständen des sog. Altvermö- 
gens (§ 13) und über die Verteilung des Über- 
schusses (§ 14). Begründung hierfür ist, daß es bei 
den Zusammenschlüssen kein Altvermögen gibt und 
daß ein Aufgabenübergang auf die Länder oder son- 
stige Hoheitsträger nicht stattgefunden hat; die Auf- 
gaben der Hauptvereinigung und der Wirtschafts- 
verbände sind spätestens mit Inkrafttreten des 
Grundgesetzes weggefallen. 

Die enge Verbindung zwischen einer Hauptvereini- 
gung und den ihr zugehörigen Wirtschaftsverbän- 
den vor dem Zusammenbruch läßt es angebracht er- 
scheinen, das Vermögen der Hauptvereinigungen 
auch für etwaige Fehlbeträge bei den Wirtschaftsver- 
bänden aus der Zeit vor dem 8. Mai 1945 zu ver- 
wenden. Im übrigen sind die Überschüsse aus der 
Abwicklung der Zusammenschlüsse Zwecken von 
solchen Wirtschaftsbereichen zuzuführen, für die die 
Zusammenschlüsse seinerzeit gebildet waren. Der 
Bund ist nur Durchgangsstelle für die Überschüsse, 
der Bundesernährungsminister und der Bundes- 
finanzminister haben nur für die zweckmäßigste 
Verwendung der Überschüsse zu sorgen. 

Zu § 18 

Die Vorschrift des § 18 ermöglicht die Abwicklung 
auch der Zusammenschlüsse, die ihren Sitz nicht im 
Geltungsbereich des Abwicklungsgesetzes hatten. 
Es sind dies z. B. die Wirtschaftsverbände in den 
deutschen Ostgebieten unter polnischer oder russi- 
scher Verwaltung und in der SBZ. 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Zu § 19 

§ 19 enthält die Überleitung der bisherigen Treuhand- 
verwaltung. 

Zu § 20 

§'20 betrifft den vor dem Inkrafttreten des Gesetzes 
erfolgten Übergang des Eigentums oder sonstiger 
Vermögensrechte, die nicht unter Artikel 135 Abs. 2 
GG fallen. Dabei wird unterschieden, ob der Ver- 
mögensübergang auf ein Land auf Grund gesetz- 


licher Bestimmungen erfolgte (§ 20 Abs. 1), oder ob 
ein Land Maßnahmen getroffen hat, die eine Ver- 
mögensübertragung zum Inhalt hatten, ohne daß 
das Land hierzu berechtigt war (§ 20 Abs. 2). 

Der § 20 entspricht der Regelung des Gesetzes zur 
vorläufigen Regelung der Rechtsverhältnisse des 
Reichsvermögens und der preußischen Beteiligun- 
gen vom 21. Juli 1951 (BGBl. I S. 467). 

Zu § 21 

Mehrere Prozesse haben gezeigt, daß die Gerichte 
wohl auf Grund der langen Dauer der Abwicklung 
dazu neigen, die Zwangsvollstreckung in die treu- 
händerisch verwalteten Vermögensmassen zuzulas- 
sen, obwohl § 2 Abs. 1 des Reichsnährstands- Auf- 
lösungsgesetzes einen Gesetzesvorbehalt für die 
Verwendung des Vermögens enthält; auch besteht 
zumindest in einigen Teilen des Geltungsbereichs 
I des Abwicklungsgesetzes, nämlich außerhalb des 
Geltungsbereichs des Reichsnährstands-Auflösungs- 
gesetzes, eine Vermögenssperre nach den Militär- 
regierungsgesetzen Nr. 52. Vorweggenommene Ein- 
zelvollstreckungen in das Abwicklungsvermögen 
würden eine gleichmäßige Abwicklung verhindern; 
die Unzulässigkeit von Arresten und Zwangsvoll- 
streckungen mußte daher ausgesprochen werden. 
Eine Ausnahme ist nur für die bevorrechtigten An- 
sprüche nach § 12 Abs. 2 aus ihrer Natur heraus 
vorgesehen (= die durch die Abwicklimgsverwal- 
tung begründeten Ansprüche und laufende Renten- 
ansprüche). 

Zu den §§22 bis 25 

Diese Vorschriften sind formeller Natur. 

Zu § 26 

Die Regierung des Saarlandes hat die Erstreckung 
des Gesetzes auf das Saarland abgelehnt. 

Zu § 27 

Die zwischen der Verkündung und dem Inkrafttre- 
ten des Gesetzes liegende Frist soll es dem Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
ermöglichen, rechtzeitig zum Inkrafttreten des Ge- 
setzes einen Abwickler zu bestellen. Im Hinblick 
auf § 2 Abs. 3 Satz 2 können auch schon Vorver- 
handlungen mit den Ländern wegen der zu bestel- 
lenden Beauftragten geführt werden, damit die 
Abwicklungsverwaltung in möglichst kurzer Zeit 
arbeitsfähig ist. 
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Anlage 2 

Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 17. April 1959 

An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 26. Marz 1959 — 6-71100-2681/59 — 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 204. 
Sitzung am 17. April 1959 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Abwicklung 
des Reichsnährstands und seiner Zusammen- 
schlüsse 

(Reichsnährstands- Abwicklungsgesetz) 

wie aus der Anlage ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zu- 
stimmung bedarf. 

Kaisen 
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Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 1 

§ 1 ist wie folgt zu fassen: 

u§ 1 

Der Reichsnährstand sowie die auf Grund des § 3 
des Gesetzes über den vorläufigen Aufbau des 
Reichsnährstands und Maßnahmen zur Markt- und 
Preisregelung für landwirtschaftliche Erzeugnisse 
vom 13. September 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 626) in 
der Anlage bezeichneten Zusammenschlüsse mit 
Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes (Zusam- 
menschlüsse) sind aufgelöst. Sie werden nach die- 
sem Gesetz abgewickelt, soweit nicht bereits durch 
Artikel 135 Abs. 2 des Grundgesetzes über den 
Übergang des Vermögens Bestimmung getroffen 
ist. Bis zur Beendigung der Abwicklung gelten sie 
als fortbestehend, soweit der Zweck der Abwick- 
lung es erfordert.“ 

Begründung 

Es müssen alle dem Gesetz unterworfenen Zusam- 
menschlüsse namentlich aufgeführt werden. Die An- 
führung von Beispielen („insbesondere“) ist nicht 
zweckmäßig, da kaum anzunehmen ist, daß es Zu- 
sammenschlüsse gibt, die nicht bekannt sind. In der 
Anlage sind sämtliche Zusammenschlüsse anzufüh- 
ren. Die Anfügung des Nebensatzes zu Satz 2 ist 
erforderlich, da eine Abwicklung nicht mehr mög- 
lich ist, soweit über das Vermögen bereits Bestim- 
mung getroffen ist. Diese Formulierung vermeidet 
die Auffassung, als ob in Artikel 135 Abs. 2 GG auf 
den rechtlichen Untergang und nicht auf den tat- 
sächlichen Untergang von Körperschaften abgestellt 
wäre. 

2 . Zu § 4 

§ 4 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Natürliche und juristische Personen haben Ver- 
mögensgegenstände, die sie besitzen oder inne- 
haben und die dem Reichsnährstand oder einem 
der Zusammenschlüsse, soweit sie zum Zwecke der 
Abwicklung als fortbestehend gelten, zur Zeit des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes zustehen, binnen 
sechs Monaten nach seinem Inkrafttreten schriftlich 
anzuzeigen. Dies gilt auch für Gegenstände, die an- 
ders als durch entgeltliche Rechtsgeschäfte in das 
Vermögen des jetzigen Besitzers übergegangen 
sind, sofern der Besitzer weiß oder wissen mußte, 
daß sie zum Vermögen des Reichsnährstands oder 
eines Zusammenschlusses gehören.“ 

Begründung 

Die Anmeldepflicht (§ 4 Abs. 1) und die Haftung 
wegen Unterlassung der Anzeige (§ 4 Abs. 3) gehen 
zu weit. Danach müßte jeder, der irgendeinen Ver- 
mögensgegenstand besitzt, prüfen, ob nicht dem 
Reichsnährstand dieser Gegenstand am oder nach 
dem 8. Mai 1945 ziigestanden hat oder ob er das 


Surrogat eines Wertes besitzt, der dem Reichsnähr- 
stand zu dieser Zeit zugestanden hat. Durch die 
vorgeschlagene Fassung könnte die der Rechts- 
sicherheit gefährliche Surrogat-Klausel des § 4 
Abs. 1 Satz 2 vermieden werden. 

3. Zu § 11 

§ 11 erhält folgende Fassung: 

.§ 11 

(1) Die Rechte eines Landes oder einer Körper- 
schaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts auf 
einen Vermögensgegenstand des Reichsnährstands 
auf Grund des Artikels 135 des Grundgesetzes wer- 
den durch dieses Gesetz nicht berührt. 

(2) Soweit der Abwickler solche Vermögensgegen- 
stände im Besitz hat, hat er sie an die Berechtigten 
herauszugeben. Die Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs über Ansprüche aus dem Eigentum fin- 
den mit der Maßgabe Anwendung, daß für die Zeit 
bis zum Inkrafttreten des Gesetzes die in §§ 987 
bis 992 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeichneten 
Voraussetzungen als nicht vorliegend zu erachten 
sind. 

(3) Absatz 2 Satz 2 findet entsprechende Anwen- 
dung für die in Absatz 1 Satz 1 genannten juristi- 
schen Personen des öffentlichen Rechts, wenn diese 
angenommen haben, auf Grund des Artikels 135 
Abs. 2 des Grundgesetzes berechtigt zu sein, diese 
Annahme sich aber als nicht zutreffend erweist. 

(4) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts haben den Reichs- 
nährstand von den vor dem 24. Mai 1949 begründe- 
ten Verbindlichkeiten freizustellen, für die dingliche 

I Belastungen an diesen Vermögensgegenständen be- 
stehen.“ 

Begründung zu Absatz 1 

Es soll klargestellt werden, daß der Gesetzentwurf 
nicht in Rechte aus Artikel 135 Abs. 2 GG eingreift 
— vgl. Neufassung des § 1. 

Begründung zu Absatz 3 

Wenn die Vermögensgegenstände des Artikels 135 
Abs. 2 GG bereits mit Inkrafttreten des Grundgeset- 
zes auf ein Land oder sonstige Körperschaften über- 
gegangen sind und der Abwickler solche Gegen- 
stände herausgeben muß, sollte zwar an dem 
Grundsatz des § 11 Satz 2 des Entwurfs festgehalten 
werden. Jedoch sollten die gleichen Abrechnungs- 
grundsätze gelten, wenn ein Land oder eine Kör- 
perschaft angenommen hat, auf Grund des Artikels 
135 Abs. 2 GG berechtigt zu sein, diese Annahme 
sich aber als unzutreffend erweist. Im weiteren Ge- 
I setzgebungsverfahren wäre zu prüfen, ob nicht im 
i Interesse der Verwaltungsvereinfachung in beiden 
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Fällen auf eine Abrechnung überhaupt verzichtet 
werden sollte. 

4. Zu § 14 

§ 14 ist wie folgt zu fassen: 

.§ 14 

Der Abwickler hat das nach Erfüllung der in § 12 
Abs. 2 und 3 genannten Ansprüche und nach Über- 
tragung der in § 13 bezeichneten Vermögenswerte 
verbleibende Vermögen des Reichsnährstands auf 
die Länder zu verteilen. Verteilungsmaßstab sind 
die Summen der Einheitswerte der in den einzelnen 
Ländern belegenen landwirtschaftlichen Betriebe, 
die Beiträge an den Reichsnährstand zu leisten hat- 
ten. Stichtag für die Höhe der Einheitswerte und die 
Britragspflicht ist der 8. Mai 1945." 

Begründung 

Da das Vermögen des Reichsnährstandes überwie- 
gend aus den nach Einheitswerten bemessenen Bei- 
trägen der landwirtschaftlichen Betriebe entstanden 
ist, ist es sachgerechter, das Restvermögen entspre- 
chend zu verteilen. 

5. Zu § 15 

§ 15 ist ersatzlos zu streichen. 

Begründung 

Wenn die Gegenstände des Artikels 135 Abs. 2 GG 
bereits mit dem Inkrafttreten des Grundgesetzes 
aus der Abwicklungsmasse ausgeschieden sind, soll- 
ten sie nicht als Haftungsmasse behandelt werden. 
Der Stand der zu befriedigenden Verbindlichkeiten 
bemißt sich nach § 6 nach dem Stand vom 31. De- 
zember 1955. Die Verbifidlichkeiten können daher 
nicht diese ausgeschiedenen Gegenstände ergreifen, 
.überdies hat die Bundesregierung aus Anlaß der 
Beratungen des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 
im Bundesrat erklärt, aus der Tatsache, daß der 
Bund die Verbindlichkeiten Preußens und der 
NSDAP nach Maßgabe der hierfür geltenden Ge- 
setze übernehme, würden keine Folgerungen für 
die Behandlung des Aktivvermögens Preußens und 
der NSDAP gezogen (Bundestags-Drucksache 1659 
der 2. Wahlperiode S. 108 zu Nr. 28). Das Entspre- 
chende muß für den Bereich des Artikels 135 Abs. 2 
GG gelten. Die Nachschu%)flicht nach § 15 ist des- 


halb zu streichen, dies um so mehr, als aucft der Bund 
keine zusätzliche Haftung wegen Übernahme des 
Vermögens der Zusammenschlüsse übernimmt (§ 17). 

6 . Zu § 16 

§ 16 ist ersatzlos zu streichen. 

Begründung 

Die Auffassung, daß „entsprechende Einrichtungen" 
im Sinne des § 61 G 131 für die Angehörigen des 
ehemaligen Reichsnährstandes grundsätzlich die 
Länder sind, kann in dieser allgemeinen Form nicht 
anerkannt werden. Die allenfalls noch verbliebenen 
Aufgaben des ehemaligen Reichsnährstandes wer- 
den heute von den verschiedensten Einrichtungen 
wahrgenommen. Entsprechend dem der Bundesregie- 
rung durch § 61 G 131 erteilten Auftrag müssen 
die in Betracht kommenden Aufnahmeeinrichtungen 
im einzelnen bestimmt werden. Hiermit ist § 16 des 
vorliegenden Gesetzentwurfs nicht vereinbar. Die 
Bestimmung ist deshalb zu streichen. Nachteile für 
die unterbringungs- und versorgungsberechtigten 
Angehörigen des damaligen Reichsnährstandes er- 
geben sich hieraus nicht. 

7. Zu § 17 

§ 17 Abs. 1 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Die §§11 und 12 gelten entsprechend." 

Begründung 

Die Änderung folgt aus der Streichung des § 15. 

8. Zu § 20 

§ 20 ist ersatzlos zu streichen. 

Begründung 

§ 20 Abs, 1 und 2 kommen einer Enteignung der be- 
treffenden Länder gleich. Nach Artikel 2 des sog. 
Überleitungsvertrages (BGBl. 1955 II S. 301, 407) 
bestehen die Übertragungen auf Grund der Kon- 
trollratsdirektive Nr. 50 zu Recht und sind nicht 
nachprüfbar. Diese Frage hat grundsätzliche Bedeu- 
tung für das Gesetz zur Ausführung des Artikels 
134 GG. 

Der Kreis Lindau ist inzwischen nach Bayern einge- 
gliedert, und es besteht keine Veranlassung, ihn als 
eigenes Land zu behandeln. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundes rates wie folgt Stellung: 

Zu 1. 

Dem Änderungsvorschlag zu § 1 wird nicht zuge- 
stimmt. 

Begründung 

Der Bundesrat strebt mit seinem Änderungsvor- 
schlag eine abschließende Aufzählung der der Ab- 
wicklung nach diesem Gesetz 
Zusammenschlüsse des Reichsnährstands an. Die 
Bundesregierung hält im Gegensatz zum Bundesrat 
eine ab schließ ende Aufzählung nicht für zweck- 
mäßig, denn es kann nicht mit Sicherheit festgestellt 
werden, daß es keine weiteren Zusammenschlüsise 
als die in der Anlage zu § 1 aufgeführten gibt. So 
hat sich z. B. erst kurz vor der Vorlage des Gesetz- 
entwurfs ergeben, 'daß ider nicht zu den Hauptver- 
einigungen oder Wirtschaftsverbänden zu rechnen- 
de Reichsverband für inländische Bastfascrpflanzen 
(Nr. 10 der Anlage zu § 1) ein auf Grund des § 3. 
des Gesetzes vom 13. September 1933 errichteter 
Zusammenschluß ist. Von der Auflösungsvorschrift 
des § 1 in der Fassung der Regierungsvorlage wür- 
den auch solche nicht ausdrücklich genannten Ein- 
richtungen erfaßt werden. Auch müßte bei der vom 
Bundesrat vorgeschlagenen Fassung bei Bekannt- 
werden noch weiterer Zusammenschlüsse eine er- 
gänzende Regelung durch Änderung des Gesetzes 
getroffen werden, die sich nicht auf eine Erweiterung 
der Anlage beschränken könnte, da auch die dm 
Gesetzentwurf vorgesehenen Fristen geändert wer- 
den müßten. Dadurch würde aber eine Abwicklung 
innerhalb des sich bei Inkrafttreten des Gesetzes 
abzeichnenden Zeitraums in Frage gestellt sein. 

Die vom Bundesrat vor geschlagene Anfügung des 
Nebensatzes lin § 1 Satz 2 mit idem Hinweis lauf 
Artikel 135 Abs. 2 GG ist nicht erforderlich, soweit 
sie nur die Vorrangstellung des nach Artikel 135 
Abs. 2 GG ieingetretenen Vermögensübergangs 
unterstreichen soll. Soweit mit der Anfügung aus- 
gedrückt werden soll, daß die unter Artikel 135 
Abs. 2 GG fallenden Vermögensgegenstände in 
keiner Beziehung von der Abwicklung erfaßt wer- 
den können, trägt sie nicht dem Artikel 135 Abs. 5 
GG Rechnung, der dem Bundesgesetzgeber gerade 
die Möglichkeit gibt, weitere Regelungen — insbe- 
sondere über die Auseinandersetzung — zu treffen. 

Der vom Bundesrat gewünschte Züsatz führt auch 
zu nicht tragbaren Einschränkungen für den Anwen- 
dungsbereich einiger Vorschriften des Gesetzent- 
wurfs. So können die unter Artikel 135 Abs. 2 GG 
fallenden Vermögensgegenstände nicht von der sich 
aus § 4 ergebenden Anzeigepflicht ausgenommen 
werden, da der Abwickler ohne eine Übersicht über 
das gesiamte Vermögen der ab zu wickelnden Ein- 


richtungen keine Möglichkeit hat, im Einzelfaile zu 
prüfen, ob Vermögensgegenstände nach Artikel 135 
Abs. 2 GG übergegangen sind. 

I Im übrigen hat der Bundesrat in seinem Änderungs- 
i Vorschlag den Widerspruch übersehen, der zwischen 
I § 1 und § 1 1 Abs. 4 — jeweils in der Fassung seiner 
j Stellungnahme — besteht. In der letztgenannten 
I Vorschrift wird eine Bestimmung über Vermögens- 
: gegenstände, und zwar hinsichtlich der mit ihnen 
' zusiammenhängenden Verbindlichkeiten, getroffen. 


i Abs. 2 GG fallen und isomit nach Ansicht des Bun- 
desrates {§ 1 Satz 2 seines Vorschlags) nicht mehr 
„nach diesem Gesetz abgewickelt werden" können. 

Zu 2. 

Dem Änderungsvorschlag zu § 4 Abs. 1 wird nicht 
zugestimmt. 

Begründung 

Mit dem Änderungsvorschlag des Bundesrates soll 
die Anzeigcpflicht nach § 4 zeitlich und sachlich ein- 
I geengt werden. Besteht die Anzeagep flicht nur für 
Vermögensgegenstände, die dem Reichsnährstand 
oder einem seiner Zusammenschlüsse bei Inkra'ft- 
1 treten des Gesetzes zustehen, so ist nach Auffassung 
! der Bundesregierung eine lückenlose Erfassung des 
: Abwicklungsvermögens nicht gewährleistet. Das 
gl e che gilt für den Vorschlag des Bundes rates, die 
I Surrogate von der Anzeigepflicht auszunehmen. 

' Gegen den vom Bundesrat vorgeschlagenen Satz 2 
des § 4 Abs. 1 bestehen außerdem auch deswegen 
I Bedenken, weil es nicht gerechtfertigt erscheint, die 
1 Anzeigepflicht hinsichtlich ider Vermögeniswerte 
fallen zu lassen, die zwar gegen Entgelt, aber durch 
Verfügung eines Nichtberechtigten eirlangt sind. 

Zu 3. 

Dem Änderungsvorschlag zu § 11 wird nicht zuge- 
stimmt. 

Begründung 

Auch der Regierungsentwurf geht in § 11 von dem 
Übergang des Eigentums am Verwaitungs vermögen 
auf Grund des Artikels 135 Abs. 2 GG aus. Der vom 
Bundesrat vorgeschlagene Absatz 1 erscheint daher 
entbehrlich. Die Einfügung des neuen Absatzes 3 ist 
nicht vertretbar, weil sie einseitig denjenigen juri- 
stischen Personen des öffentlichen Rechts zum Vor- 
teil gereichen würde, die Reichsnährstandsvermögen 
in Besitz genommen haben, ohne hierzu berechtigt 
gewesen zu sein. 

Entfallen die Absätze 1 und 3 des Bundesratsvor- 
schlages zu § 11, verbleibt es zweckmäßigerweise 
bei der Fassung -der Regierungsvorlage. 


unterliegenden I obwohl sie unter die Regeiung des Artikels 135 
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Zu 4. 

Dem Änderungsvorschlag zu § 14 wird zugestimmt. 
Begründung 

Von dem Grundsatz, den Uberschuß aus der Ab- 
wicklung des Reichsnährstands an die Länder zu 
verteilen, braucht so lange nicht abgegangen zu wer- 
den, als die Regelung des § 16 der Regierungsvor- 
lage bezüglich der Unterbringung und Versorgung 
der verdrängten Reichsnährstandsangehörigen, des- 
sen Streichung der Burtdesrat vorgeschlagen hat, 
weiterhin Bestandteil des Gesetzentwurfs bleibt. 
Unter dieser Vorausisetzung bestehen gegen eine 
Abänderung des Verteilungsschlüssels keine Beden- 
ken, da in diesem Falle nur Interessen der Länder 
berührt werden, überdies sah auch die Regierungs- 
vorlage in § 14 Abs. 2 die Möglichkeit einer abwei- 
chenden Verteilungsregelung für die Länder vor. 

Zu 5. 

Der ersatzlosen Streichung des § 15 wird nicht zu- 
gestimmt. 

Begründung 

Es ist zwar richtig, daß die in Artikel 135 Abs. 2 
bezei ebneten Vermögensgegenstände mit dem In- 
krafttreten des Grundgesetzes auf die Länder usw. 
übergegangen sind; daraus folgt jedoch nicht, daß 
bei der Auseinandersetzung die Empfänger von 
nach Artikel 135 Abs. 2 GG übergegangenen Ver- 
mögensgegenständen zur Berichtigung der Verbind- 
lichkeiten nicht herangezogen werden können. Die 
Regelung der Auseinandersetzung, die vor allem 
die Frage der Berichtigung der Verbindlichkeiten 
betrifft, ist dem in Artikel 135 Abs. 5 GG vorge- 
sehenen Bundesgesetz in vollem Umfange Vor- 
behalten. 

Entgegen der vom Bundesrat geäußerten Ansicht ist 
die sich aus § 15 ergebende Nachschußpflicht bei der 
Abwicklung des Reichsnährstands nicht mit der 
üb er schuß Verteilung bei der Abwicklung der Zu- 
sammenschlüsse nach § 17 Abs. 3 vergleichbar. Die 
Vorschrift des § 15 mit der Haftungsauf läge für die 
Übernehmer von Vermögens ge genständen findet 
ihre Grundlage idarin, daß der Bigentumsübergang 
nach Artikel 135 Abs. 2 GG außerhalb der jetzt zu 
regelnden Auseinandersetzung vorab erfolgt ist; 
das Vermögen der Zusammenschlüsse wird jedoch 
erst bei Abschluß der Abwicklung verteilt, wenn die 
Höhe der Verpflichtungen feststeht. Im übrigen wird 
darauf hingewiesen, daß etwaige Überschüsse aus 
der Abwicklung der Zusammenschlüsse nicht bei 
dem Bund verbleiben; die Überschüsse sollen viel- 
mehr nach § 17 Abs. 3 des Gesetzentwurfs weiter- 
geleitet werden. Außerdem geht die Auffassung des 
Bundesrates, daß den Bund im Rahmen der Abwick- 
lung der Züsammenschlüsse keine Nachschußpflicht 
treffe, fehl. Ist auf den Bund Verwaltungs vermögen 
eines überschuldeten Zusammenschluss ©s über- 
gegangen, ist der Bund insoweit nach § 17 Abs. 1 


Satz 2 in Verbindung mit § 15 des Entwurfs nach- 
schußpflichtig. Eine Heranziehung der Überschüsse 
von nicht überschuldeten Zusammenschlüssen zur 
Deckung von Defiziten beim Reichsnährstand oder 
bei Zusammenschlüssen eines anderen Sektors ist 
aus grundsätzlichen Erwägungen nicht möglich; sie 
würden nichtübersehbare Auswirkungen auf die 
Abwicklung weiterer Rechtsträger haben, für die 
die Abwicklung noch aussteht. 

Zu 6. 

Der ersatzlosen Streichung tdes § 16 wird nicht zu- 
gestimmt. 

Begründung 

§ 16 steht in untrennbarem Zusammenhang mit der 
in § 14 getroffenen Regelung, nach der ein nach der 
Abwicklung verbleibender Überschuß auf die Län- 
der zu übertragen ist. Sowohl die Regelung des § 16 
als auch die tdes § 14 beruhen idarauf, daß der über- 
wiegende Teil der Aufgaben des Reichsnährstands 
von den Ländern wahrgenommen wird. Trotz der 
gegenteiligen Äußerung des Bundesrates hält die 
Bundesregierung an ihrer bisherigen Auffassung 
hinsichtlich des Aufgabenübiergangs auf tdie Länder 
fest. So sind z. B. den Ländern Aufgaben durch das 
Reichsnährstands-Auflösungsgesetz vom 21. Januar 
1948 (WiGBL S. 21) übertragen worden; daneben 
haben einige Länder auch durch eigene Gesetze 
bzw. Verordnungen eine Aufgabenübernahme an- 
erkannt. Es wird verwiesen auf die §§ 3 und 4 des 
Gesetzes des Landes Rheinland-Pfalz über die Auf- 
lösung des Reichsnährstands und zur Ubeirleitung 
von Aufgaben und Befugnissen auf den Gebieten 
der Ernährungswirtschaft und Landwirtschaft vom 
15. Juli 1949 (Gesetz- und Verordnungsblatt Rhein- 
land-Pfalz S. 280) und auf § 2 der Verordnung Nr. 69 
Über den Geschäftsbereich und die Zuständigkeit 
des Bayerischen Staatsministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten vom 18. Juni 1946 
(Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 15.) 
Auch in der bisherigen Rechtsprechung ist 
der Übergang der Aufgaben des Reichsnährstands 
auf die Länder festgestellt worden (vgl. Urteil des 
OVG Münster vom 27. Juni 1957 — VIII A 1355/56, 
veröffentlicht in DÖV 1958 S. 87). Im übrigen sollen 
durch § 16 der Regierungsvorlage nicht nur die Län- 
der, sondern außerdem auch die vorhandenen land- 
wirtschaftlichen Einrichtungen, dnsbesondere die 
Landwirtschaftskammern, als „entsprechende Ein- 
richtungen" im Sinne des § 61 G 131 herangezogen 
werden, sofern die Länder dies durch Landesgesetz 
bestimmen (vgl. § 16 Abs. 1 Satz 2 des Regierungs- 
entwurfs). 

Die in § 16 der Regierungsvorlage enthaltene Ab- 
grenzung ider in Frage kommenden „entsprechenden 
Einrichtungen" ist klar und reicht für die spätere 
Anwendung der Vorschrift aus. Eine namentliche 
Bezeichnung derjenigen Einrichtungen, die im Sinne 
des § 61 Abs. 1 G 131 „entsprechen", ist nicht nur 
nicht erforderlich, sondern zum Teil auch nicht mög- 
lich, weil die Inanspruchnahme der in den Ländern 
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vorhandenen landwirtschaftlichen Einrichtungen als 
„entsprechende Einrichtungen“ davon abhängt, ob 
sie zusätzlich durch noch zu erlassende Landes- 
gesetze zur Übernahme von Pflichten des § 61 G 131 i 
herangezogen werden. | 

Die Feststellung 'des Bnndesrates, daß eine Strei- ■ 
chung des § 16 keine Nachteile für die verso rgungs- | 
berechtigten Dienstangehörigen des Reichsnähr- | 
stianids zur Folge hat, trifft nicht zu. Nach § 61 Abs. 4 
G 131 enden die Vorschußzahlungen des Bundes mit 
dem 31. Dezember 1959. Es ist somit erforderMch, 
daß die Frage, welche Einrichtungen für die ver- 
drängten Diens tangehörigen des Reichsnährstands 
als Aufnahmeeinrichtungen im Sinne des § 61 G 131 
in Betracht kommen, möglichst bald zu klären, um 
wegen des Fristablaufs auftretende Schwiierigkeiten 
in der Versorgung der verdrängten Reichsnähr- 
standsbediensteten zu vermeiden. 

Zu 7. 

Dem Äniderungsvorschlag zu § 17 Abs. 1 Satz 2 wird 
nicht zugestimmt. 

Begründung 

Die Ablehnung des Änderungsvorschlags des Bun- 
desrates folgt aus der Ablehnung der Streichung 
des § 15. 


Zu 8. 

Der ersatzlo'scn Streichung des § 20 wird nicht zu- 
gestimmt. 

Begründung 

§ 20 des Gesetzentwurfs, der lediglich die nicht nach 
Artikel 135 Abs. 2 GG auf die Länder übergegan- 
genen Vermögenswerte begrifft, bedeutet nach Auf- 
fassung der Bundesregierung keine unzulässige Ent- 
eignung der Länder, sondern lediglich ©ine nach 
Artikel 135 Abs. 5 GG zulässige Regelung über die 
Rechtsnachfolge und die Auseinandersetzung. 
Artikel 14 GG steht dieser Regelung nicht entgegen; 
denn Artikel 135 Abs. 5 GG enthält insoweit einen 
Artikel 14 GG eins chränk enden Vorbehalt. § 20 des 
Gesetzentwurfs verstößt auch nicht gegen Artikel 2 
des Ersten Teils des überleitungs Vertrages. Die 
Vorschrift nimmt keine nach Artikel 2 Abs. 1 Satz 1 
des Ersten Teils unzulässige Nachprüfung von Maß- 
nahmen der Besiatzungsm ächte vor, sondern trifft 
eine nach Artikel 2 Abs. 1 Satz 2 des Ersten Teils 
zulässiige allgemeine Regelung. Die durch Maßnah- 
men der Besatzungsmächte begründeten Rechte 
werden dabei keiner diskriminiereniden Behandlung 
unterworfen; idenn als nicht erfolgt sollen auch 
Übertragungen van Vermögensrechten gelten, die 
auf den nicht nach Besatzungsrecht zu beurteilenden 
Vorschriften und Maßnahmen der Länder beruhen. 
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